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des Großherzogthums Poſen. 


G. Müller. 


Inland. 


N Berlin. — Unter dem hieſigen Geſchäfts⸗ und Kaufmannsſtande machte 
die Erklärung des Juſtizminiſters, die er bei Gelegenheit der Berathung über das 
Hanſemann'ſche Amendement wegen der Ausgabe von Staatsſchuldpapieren abgab, 
und die dahin ging, daß er die Oberlandesgerichte angewieſen habe, die Depoſi⸗ 
tengelder nicht in großen Summen in den neuen Bantjcheinen anzulegen, die al— 
lergrößte Senſation. Es war die dadurch hervorgerufene Aufregung ſo groß, daß 
mehrere angeſehene Geſchäftsmänner eine Verſammlung hielten, um in einer Ein⸗ 
gabe von dem Herrn Juſtizminiſter eine Deklaration des Sinnes dieſer von ihm 
abgegebenen Erklärung zu erbitten, indem mau darin ein offen ausgeſprochenes 
Mißtrauensvotum glaubt erkennen zu dürfen, der hieſige Haubelsftand aber, wie 
man weiß, mit ſehr bedeutenden Kapitalien bei der Bank in ihrer durch die Ver⸗ 
ordnung vom 11. April v. J. geſchaffenen Organiſation betheiligt iſt. Es iſt 
nun zwar die wirkliche Abſendung dieſer Eingabe in Folge anderweitiger beruhi⸗ 
gender Zuſicherungen unterblieben, immerhin aber dürfen wir die durch dieß Er⸗ 
eigniß hervorgerufene Stimmuug nicht anders denn als eine gedrückte bezeichnen, 
die, wie wir hören, ſich auch dadurch bekundet, daß viele ſich ihrer Bankaktien 
zu entäußern ſuchen follen. — Wie man hört, iſt dem Begnadigungsgeſuch des 
bekannten Joel Jacoby in der gegen ihn eingeleiteten Unterſuchungsſache nicht 
ſtattgegeben, vielmehr der Befehl erfolgt, denſelben zur Abbüßung der gegen ihn 
erkannten Feſtungsſtrafe ſoſort abzuführen. Auch foll ihm die Wahl einer Feſtung 
nicht freigeſtellt ſein, er vielmehr gegen ſeinen Wunſch nach Magdeburg abgeführt 
werden, wo er freilich mit dem Triumvirat Bauer, Buhl, Held nicht in die 


freundlichſten Beziehungen treten dürfte. 
(Add. Bl.) Die Oeſterreichiſche Regierung hat auf diplomatiſchem Wege die 


allerdetallitteſten Nachrichten über das vom 25. bis 29. v. M. hier abgehaltene 
deutſchkatholiſche Koneil ſich verſchafft, denn auch die Oeſterreichiſchen 
Intereſſen find bei demſelben mannigfach berührt worden. So gab unter Anderm 
Herr Schuſelk a ſich die Miſſion, im Namen von 27 Millionen Oeſterreichern 
zu ſprechen, die auf den Augenblick warteten, wo ſie das Joch der Hirarchie 
würden abwerfen können; auch erklärte er geradezu, mit Vollmachten aus Böh⸗ 
men verſehen zu fein. Und wirklich ſollen neueren, zuverläffigen Nachrichten aus 
Böhmen zufolge die religioͤſen und kirchlichen Verhältniſſe daſelbſt ſich immer ern⸗ 
ſter geſtalten und die alten reformatoriſchen Elemente, die bereits einmal das 
Licht religiöſer Auftlärung von dort aus erglängen ließen, wieder immer deutlicher 
hervortreten. Auch die eigenthümliche Rede, welche ein Ungar bei dem hieſigen 
Koneile hielt, ließ einen tiefen Einblick in die Geſtaltung der Verhäaͤltniſſe der 
katholiſchen Kirche in Oeſterreich thun und ſtellte die Nothwendigkeit einer Reform 
in das hellſte Licht. Was Wunder, wenn die ſo vorſichtige Oeſterreichiſche Re⸗ 
gierung ſich die genaueſte Keuntniß dieſer Vorgänge verſchafft hat, und wenn aus 
Aeußerungen, die hier im Augenblicke der Begeiſterung nicht auf die Goldwaage 
gelegt wurden, jenſeits der Grenze die Veranlaſſung zu einem langen und viel⸗ 
leicht ernſten Nachſpiele entnommen würde? 

Berlin, den 16. Juni. — Dem Vernehmen nach wollen die Landtagsde⸗ 
putirten ihrem biederen und tüchtigen Marſchall v. Rochow für feine in feinem 
ſchweren Berufe an den Tag gelegte edle Geſinnung als Anerkennung einen koſtba⸗ 
ren Marſchallsſtab vor ihrer Abreiſe von Berlin verehren. — Es follen hier Nach: 
richten aus Mexiko eingegangen ſein, daß unſer General-Konſul, Geh. Rath 
Seiffart, ſich der Unrupen wegen nicht mehr für ſicher gehalten und deshalb 
dieſe 
eee des Herolds zu Leipzig erſchienenen Schriften iſt den hieſigen Buch⸗ 
händlern unterſagt worden. — Während mehrere Zeitungen von einer Begnadi⸗ 
gung des Raubmörders Hannemann melden, vernehmen wir jetzt andererſeits, daß 
der Verbrecher nächſten Freitag durch die Guillotine hingerichtet werden wird. Eine 
ſolche Exekution wäre hier die erſte ihrer Art. — Mit Bezug auf das nahe bes 
vorſtehende Auseinandergehen des Landtags tauchen ſchon wieder Gerüchte von 


Stadt verlaſſen habe. — Der Debit der ſeit dem Jahre 1847 im Verlage 


einem Feſteſſen auf, welches der Magiſtrat den Ständen veranſtalten wolle. — Als 
begründet kann dagegen die Nachricht mitgetheilt werden, daß ſich hier unter den 
angeſehenſten Bürgern der Stadt Comites gebildet haben follen, um den Koryphäen 
des Landtags vor ihrer Abreiſe Ständchen zu bringen. — Die Stände ⸗Kurie hat 
bis jetzt die Jutereſſen des Vaterlandes über ihre Privatintereſſen geſetzt, indem 
fie noch immer in faſt ungelichteten Reihen beiſammen iſt. — Wie man erfährt, 
ſollen 23 Mitglieder des Handwerkervereins, welche am letzten Pferdefleiſch⸗Diner 
Theil genommen, erkrankt ſein, was jedoch ein Zufall fein mag. — Man geht 
ſelten unter den Linden oder im Luſtgärten ſpaziren, ohne daß man auf den Bän⸗ 
ken und ſelbſt auf der Erde kleine Büchlein in großer Menge vorfände. Bei nä⸗ 
herer Unterſuchung ſind es Traktätlein, und blickt man um ſich, ſo ſieht man Per⸗ 


ſonen, die Einen wohl beobachten. — Alles Neue reizt die Berliner, ohne daß 


es dieſelben immer zu feſſeln vermag. So iſt jetzt eine Art Pferdefleiſchmanie 
hier. Es werden faſt täglich 4 Pferde geſchlachtet, zu deren Fleiſch alle Stände 
ſich drängen. Die Unternehmer dieſer neuen Schlächterei ſehen ſich daher ſchon 
jetzt veranlaßt, eine zweite hinzuzufügen, und haben eine Kommiſſion von Thier⸗ 
ärzten niedergeſetzt, um den Geſundheitszuſtand der zu ſchlachtenden Pferde vor⸗ 
her zu unterſuchen. — Hier allein find 5 Ausgaben der Landtags⸗Verhandlungen 
angekündigt; dieſelben werden beſorgt von Reimarus, Woeniger, der Zeitungs⸗ 
halle, Schäpler und Decker; außerdem erſcheint noch eine in der Mark. Dieſel⸗ 
ben können gewiß nicht genug vervielfältigt werden, nur wäre, der möglichften 
Verbreitung halber ein billigerer Preis, als der bis jetzt geſtellte, zu wünſchen. 
Berlin. Wo ſind doch die Berichtigungen hingekommen, die ſonſt bald die 
„Literariſche Zeitung“, bald der „Rheiniſche Beobachter“ brachte, oder die den 
Blättern zur Widerlegung falſcher Nachrichten zugeſchickt wurden? Nun, wir ſeh⸗ 
nen uns nicht nach ihnen zurück; vielmehr weil wir uns ihres Verſchwindens freuen, 


wollen wir den Grund davon angeben: er liegt in der Oeffentlichkeit, er liegt in 


unſerer Ständeverſammlung. Die müßige Neugier braucht weder Geſchichtchen 
zu erſinnen noch mit ihnen geſpeiſt zu werden, ſeit wirklich Geſchichte gemacht 
wird; Niemand mag ſich mehr mit leeren Gerüchten tragen, ſeit die Volksvertreter 
wie die Miniſter Gelegenheit haben und ergreifen, um ihr Syſtem, ihr Streben 
und Wollen klar und beſtimmt darzulegen. Die ſchlechte Preſſe kurirt ihr nur 
durch die gute, freie; und wenn die „Allgemeine Preußiſche Zeitung“ fortfahren 
will, den Vinke, Beckerath und Auerswald ihre Spalten zu öffnen, auch wenn 
dieſe ſtatt des geſprochenen Worts ein geſchriebenes bringen, wenn die Bodel⸗ 
ſchwingh, Savigny und Eichhorn auch offen mit der Feder in demſelben Blatt ihre 
Anſichten darſtellen und verfechten werden, dann wird weder ein Pariſer fittenlofes 
Feuilleton nöthig ſein, noch werden eitle Erfindungen über den und jenen, über 
dieß und das Aufmerkſamkeit oder Glauben finden, wohl aber wird unſere politi⸗ 
ſche Einſicht bei den Beamten wie bei den Bürgern wachſen und gedeihen und die 
Wiederkehr der Verſammlung einen wohlbereiteten Boden finden. 

Stettin, den 14. Juni. Am 1 1ten trafen die erſten Zufuhren zu dem 
kalendermäßig heute beginnenden Wollmarkte ein. Am 12ten Abends begannen 
die Lagerungen auf den Paradeplätzen. Bis geſtern Abend waren 4820 Ctr. 
20 Pfd. feine und 19,006 Etr. 94 Pfd. mittel, zuſammen 23,827 Ctr. 44 
Pfd. Wollen eingetroffen. Ordinaire Wolle kam bis dahin nicht zu Markt. Schon 
am geſtrigen Tage fand ein lebhafter Verkehr ſtatt, es wurden bedeutende Ver⸗ 
käufe, dem Vernehmen nach, zu Preiſen gemacht, welche denen des Breslauer 
Marktes gleich kamen. Heute iſt das Geſchäft ſtiller. 

—— 
Ausland. 
2 Dane n ER a n . a 
om Mittelrhein. — Man iſt dahier ſehr geſpannt auf di i 
dung des Oeſterreichiſchen Kabineis in der e un re fi 
Pforte auf den Rath ihres aufrichtigſten Freundes hören oder wird fie, durch ans 
derweitige Einſlüſterungen aufgeſtachelt, die ganze christliche Bevölkerung ihres 
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Reiches immer tiefer aufregen und ſo ihren Sturz näher heranrücken? Wenn uns 
nicht bis zu dieſem Augenblick andere Mächte durch beſſere Poſition den Vorſprung 
abgewonnen hätten, könnten wir mit dieſem Beginnen der Osmanen wohl zufrie⸗ 
den ſein. Dieſe wenigen Millionen roher fanatiſcher Türken ſind in Europa nur 
„gelagert“, ohne irgend ein ſittliches Band mit der übrigen Bevölkerung ver⸗ 
knüpft. Ein Rückzug dieſer Horden nach den Gegenden um die Turkeſtaniſchen 
Gebirge würde nicht zu den ſchwierigſten Aufgaben der Weltgeſchichte gehören. 
Doch könnten fe auch als Ackerleute kuhig im Lande bleiben, wenn ein höherer 
Einfluß fie in Zucht und Ordnung hielte. Die Rajahs ſind hierzu nicht Mannes 
genug. Wären im Mittelalter Germanen ſtatt der Slaven auf der Balkanhalb⸗ 
inſel eingewandert, ſo würde das Land jetzt ein anderes Ausſehen haben. Das 
Verſäumte kann indeſſen zum Theil nachgeholt werden. Die verſchiedenen Glieder 
der Balkanhalbinſel können nur unter Deutſchen Regierungen mit Deutſcher Ein⸗ 
wanderung einem höheren Gedeihen entgegengeführt werden. In Griechenland 
war ein ſchöner Anfang gemacht. Der Neid der Fremden hat ſich dagegen erho⸗ 
ben. Wenn auch die Slaven und Byzantiniſchen Ueberreſte auf der füblichen 
Spitze der Halbinſel ſich ſchnöde gegen die Deutſchen betragen, ſo müſſen wir dieß 
ihrer langen Knechtſchaft und den zahlloſen fremden Intriguen zu gut halten. 
Sie wußten nicht, was ſie thaten. Iſt auch einmal ein Unternehmen mißglückt, 
fo dürfen wir uns nicht gleich irre machen laſſen in unſerer kulturhiſtori⸗ 
ſchen Aufgabe, bei weniger begabten oder zerrütteten Völkern 
Ordnung und höheres Leben einzuführen. Jedenfalls dürfen wir 

den perſönlich betheiligten König mit ſeiner edlen Gemahlin nicht im Stich laſſen 
oder wollen wir konſequent ſein und die Söhne unſerer Könige, die Töchter unſe⸗ 
zer Fürſten gleich unſern Bettlern dem Hohne der Fremden preis geben? Iſt es 
denn ſo ſüß, das Mitleid anderer Nationen zu ertegen? 

Darmſtadt den 9 Juni. Das heute erſchienene Regierungsblatt Nr. 21. 
enthält eine Bekanntmachung, das Verbot der Verſendung und Ver⸗ 
breitung des in Mannheim herauskommenden Zeitblattes „Deutſcher Zus 
ſchauer“ betreffend. i 

Kaſſel. — Am 14. Juni fand die erſte öffentliche Sitzung ſeit der Eröff⸗ 
nung der Stände⸗Verſammlung ſtatt. t 

München den 10. Juni. Soeben hören wir, daß ſeit geſtern eine Mün⸗ 
chener Korreſpondenz in einem Ulmer Blatte (wenn dieſelbe anders aus München 
wirklich ſtammt) hier viel beſprochen wird. Dieſelbe muß jedenfalls aus ſehr un⸗ 
reiner Quelle kommen, wenn es wahr iſt, daß ſie an der Aufrichtigkeit jener freu⸗ 
digen Stimmung zweifeln will, die hier allgemein über die neueſten offtziellen 
Bekanntmachungen in Betreff der künftigen Geſetzgebung herrſcht, einer Stim⸗ 
mung, von welcher am Abend des 6. Juni der König bei ſeinem Erſcheinen im 
Theater durch einen wahrhaft beiſpiellos enthuſtaßtiſchen Empfang ſelbſt den un⸗ 
zweideutigſien Beweis erhalten hat. Wo ein öffentliches Uebel ſo allgemein m 
pfunden wird wie in Baiern das Uebel einer mit den Zeit⸗ und Landes bedürfniſſen 
durch keinerlei Flickwerk mehr in Einklaug zu bringenden veralteten und obendrein 
unter ſich nicht einmal üebereinſtimmenden Geſetzgebung, und wo, wie wiederum 


in Baiern, über die Zeit und Richtung, in welcher die Befreiung des Landes 5 


von dieſem öffentlichen Uebel eintreten ſoll, je länger deſto mehr Ungewißheit und 
Spannung herrſchend geweſen iſt, da muß wohl die Freude über eine Königliche 
Entſchließung wie die jüngſte über die bei der neuen Geſetzgebung zu befolgenden 


Prinzipien mit Blitzesſchnelle ſich verbreiten, und wenige Tage müſſen hinreichen, 


den Sinn und die Bedeutung einer ſolchen Neuigkeit zum geiſtigen Eigenthum 
Aller zu machen. Daher iſt eine ſolche öffentliche Demonſtration, wie wir ſie 
(in der Art früher ohne Beiſpiel) am vergangenen Sonntag Abend im Theater 
erlebt haben, allerdings etwas ſehr leicht Erklärbares, und nur böſer Wille oder 
ſonſtige Unlauterkeit e fein, das Thatſächliche fo keck und ſchnöde in 
weifel ziehen zu wollen. 
9 5 52 4 Juni. So eben iſt Se. Königl. Hoheit der Kronprinz 
von ſeiner Reiſe nach dem Süden hier wieder eingetroffen. Seine durchlauchtige 
Gemahlin war ihm bis zur Station Sauerlach, an der Innsbrucker Straße, ent⸗ 
gegengefahren. Wie man verſichert, ſieht der Kronprinz ſehr geſund und kräftig 
aus. Se. Königl. Hoheit wird ſich übrigens nur wenige Tage hier aufhalten, um 
ſich dann mit ſeiner erlauchten Gemahlin und dem Erbprinzen nach Bamberg zu 
begeben. N 1 

Ham burg den 14. Juni. Se. Kaiſerl. Hoheit der Großfürſt Thronfolger 
von Rußland ift mit feiner Durchl. Gemahlin und zahlreichem Gefolge am 13. 
Nachmittag um 2 Uhr hier eingetroffen und im Hotel de l'Europe abgeſtiegen. 

Bremen den 14. Juni. In den nächſten Tagen erwartet man die Ankuuft 
des Amerikaniſchen Dampfboots „Waſhington“, das mit großer Feſtlichkeit empſan⸗ 
gen werden ſoll. Abgeordnete von Preußen, Hannover und Oldenburg werden 
erſcheinen, das Hanſeatiſche Muſikkorps und der Geſangverein werden ſich nach 
Bremerhaven begeben, und eine Menge Paſſagiere haben ſich bereits gemeldet. 
Man will den Anfang dieſer Verbindung mit Nordamerika feſtlich begehen. Die 
zweite Kajüte des „Washington“ 1 für die erſte Reiſe bereits ganz beſetzt. 

ER eherreic. 

Mien ben 10. Juni. Die Herzogin von 20 befindet ſich ſeit einigen 
Tagen in Wien; Höoͤchſtdieſelbe und deren Gemahl wurden von JJ. MM. em. 
pfangen und zur Tafel gezogen. — J. K. g. 1 2 Albrecht von Preußen 
verweilt gleichfalls in Wien, wird jedoch baldigſt die Weiterreſſe nach Italien 


antetten. — Die Türtisch⸗Griechiſchen Differenzen werden von den Wehluntertich⸗ 


2 


el obwalten, daß, bei der gegen⸗ 


teten als beendet angeſehen, indem wenig Zweif 


wärtigen Stimmung Rußlands, die von der vermittelnden Macht neuerlichſt ver⸗ 
anlaßten Schritte die erwünſchte Erwiederung aus Konſtantinopel erhalten werden. 
Se. Majeſtät der König von Hannover haben an das K. K. Huſaren⸗Regiment 
Hannover einen Generalbefehl erlaſſen, welcher jenes 1 Intereſſe bezeigt, 
das Seine Majeſtät für das K. K. Armeeweſen 8 Das Regiment empfing 
zugleich mehrere Decorationen des Guelphenordens und zwanzig Medaillen. 
Frankreich. * 

Paris, den 11. Juni. Das Journal des Débats entnimmt dem 
Toulonnais vom 6. Juni folgende Nachricht: „Es ſcheint gewiß, daß an Se. 
Königl. Hoheit den Prinzen von Joinville der Befehl ergangen iſt, eines oder zwei 
Schiffe von dem unter ſeine Befehle geſtellten Gef bw. zu detachiren und nach 
Portugal zu ſchicken.“ f f 5 

In einem Schreiben, welches der Franzöſiſche Botſchafter in der Schweiz, 
Herr Bois le Comte, an den neuen Bundes-Praſidenten, Herrn Ochſenbein, ges 
richtet hat, will die hieſige Oppoſitions-Preſſe einen Angriff auf die Unabhängig⸗ 
keit der Eidgenoſſenſchaft erblicken; jedenfalls, meint ein Theil dieſer Blätter, ſei 
der Schritt unter den gegenwärtigen Umſtänden ein ſehr unpaſſender. Dieſer An⸗ 
ſicht iſt namentlich auch die Preſſe. Der Conſtitutionnel ſpricht ſich noch 
heftiger dagegen aus, und erklärt die Antwort des Herrn Ochſenbein für feſt und 
würdig. 

Der Geſetzentwurf, welcher die Stadt Paris autoriſiren ſoll, eine Anleihe von 
25 Millionen zu machen, iſt geſtern von der Kommiſſion der Deputirten-Kam⸗ 
mer mit einer Stimm⸗Majorität gutgeheißen worden. 

In den Tuilerieen war vorgeſtern Kabinets⸗Rath unter dem Vorſitz des Kö⸗ 
nigs, und die Patrie will wiſſen, es ſei in demſelben der General-Lieutenant, 
Graf von Rumigny, der ſchon einmal interimiſtiſcher General-Gouverneur von 
Algier war, zum Nachfolger des Marſchall Bugeaud erwählt worden. 

Nach den aus Algier vom 4. Juni eingetroffenen Berichten ſcheinen die Ka⸗ 
bylen, welche ſich neulich, nach dem blutigen Kampfe mit dem Armee⸗Corps des 
Marſchalls Bugeaud, unterworfen haben, wirklich ſich ganz ruhig zu verhalten. 

Von dem Correctionnelgericht zu Bethune wurden dieſer Tage 35 Perſonen, 
welche an der Plünderung eines mit Getreide befrachteten Kahnes in Guiuchy 
Theil genommen hatten, vier zu dreijähriger, mehre zu einjähriger und bis auf 
vier alle übrigen zu geringern Freiheitsſtrafen verurtheilt. 4 

In Baponne foll wieder ein wichtiger Agent des Grafen von Montemo⸗ 
lin, ein gewiſſer Trecu, verhaftet worden ſein, der mit wichtigen Papieren und 
als Baskiſcher Bauer verkleidet, von der Spaniſchen Grenze kam. f 

Paris den 12. Juni. Im Miniſterrathe ſoll, wie die Union monar⸗ 
chique heute ganz beſtimmt verſichert, beſchloſſen worden ſein, das Entlaſſungs⸗ 
geſuch des Marſchalls Bugeand nicht anzunehmen, und zwar auf eine energiſch 
ausgeſprochene höhere Willensmeinung. 0 

Die Königin Chriſtine, von deren Ankunft in Toulon man heute bereits Nach⸗ 
richt erhalten hat, wird nächſten Montag hier zurück erwartet; ſie ſoll jetzt ent⸗ N 
ſchloſſen ſein, nicht wieder nach Spanien zu gehen. f 

General von Rumigny ſoll die General⸗Gouverneurſtelle von Algerien ausge⸗ 
ſchlagen haben. 

Der Union monarchique wird verſichert, man habe ſich alle Mühe gege⸗ 
ben, eine Verſtändigung zwiſchen Emil von Girardin und dem Miniſterium zu 
bewirken, Erſterer ſei aber auf die ihm geſtellte Bedingung nicht eingegangen. 

Es verbreitet ſich das Gerücht, das Tuilerieen-Kabinet ſei nicht abgeneigt zu 
einer Intervention in der Schweiz, wofern die Sonderbundsfrage eine ernſtere 
Geſtaltung in der Eidgenoſſenſchaft annehmen ſollte. t 

Der große Viadukt über das Nerthe-Thal auf der im Bau begriffenen Eiſen⸗ 
bahn von Marſeille nach Avignon iſt eingeſtürzt. Der Schaden beträgt 3 Mill. 

Geſtern und heute diskutirte die Deputirten Kammer die einzelnen Ar⸗ 
tikel des Geſetz-Entwurfs in Betreff der für die Militair- und Civildienſte in Al⸗ 
gerien für das Jahr 1847 von der Regierung verlangten außerordentlichen Kre⸗ 
dite. Der erſte Artikel eröffnet einen Kredit von 25 Millionen für den Unter⸗ 
halt vou 34,000 Mann und 3300 Pferde über den 1846 feſtgeſetzten Effektiv 
ſtand in Algerien. 

Der Geſetz- Entwurf der Regierung in Betreff des Kredits von 3 Mill. für 
Errichtung landwirthſchaftlicher Lager in Algerien wird zurückgenommen. Die 
Regierung ſchließt ſich dem Amendement an, das Herr von Beſie und andere De⸗ 
putirte geſtellt haben. Der Antrag auf Herabſetzung der Salzauflagen wird von 
der Regierung bekämpft werden. Aber ſie macht ſich anheiſchig, nächſtes Jahr 
Geſetzentwürfe dieſes Betreffs vorzulegen. je 

Herr Guizot hat in feiner geſtrigen Rede in der Deputisten- Kammer, über 
die Kredite für Algerien, dem Marſchall Bugeaud große Lobeserhebungen gemacht 
und dem Lande dazu Glück gewünſcht, daß Frankreichs Herrſchaft über die ganze 
Afrikaniſche Kolonie nun feſt begründet ſei. „Man betrachte die Eroberungen 
anderer Staaten“, ſagte der Miniſter, „und man wird nirgends ſo viel erreicht 
finden, wie wir in Algerien ſeit 1830 erreicht haben.“ 5 

In den an die Franzöſiſchen Beſitzungen angrenzenden Marokkaniſchen Pro 
vinzen nehmen die Dinge mehr und mehr wieder eine bedenkliche Geſtalt an, woraus 
ſich auch die neuerliche Eutſendung einer Truppen» Kolonne, von Tlemſen an die 
außerſte Grenze bei Lalla Magrnia erklären läßt. Die Gährung und Unruhe hat 
ſich in der That bis au dieſe Linie unter allen jenſeits derſelben wohnenden Stämmen 
ausgebreitet. Ob Abd⸗el⸗Kader wirklich an dieſe Stämme im Oſten des Marok⸗ 
kaniſchen Reiches, deren Geſinnungen er genau kennen muß, da er lange unter 
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ihnen ſich aufgehalten hat, einen Aufruf zum Aufſtande gegen die Herrſchaft des 
. Kaifers Muley Abd del Rhaman hat ergehen laſſen, iſt zwar noch nicht mit Be⸗ 
ſtimmtheit ermittelt, muß ſich aber bald zeigen. Außer Zweifel wird aber durch 
die neueſten Berichte die Thatſache geſtellt, daß die ganze Bevölkerung des Riff in 
offener Empörung gegen den Kaiſer iſt, der bis jetzt noch nicht entſchloſſen ſcheint, 
ernſtlich dagegen aufzutreten und, wenn Abd⸗el⸗Kader die eigentliche Triebfeder 
der Bewegung iſt, mit dieſem in einen entſcheidenden Kampf ſich einzulaſſen. 
Prinz Joinville iſt mit ſeinem Geſchwader am 4. d. in Algier angekommen. 


Marſchall Bugeaud hatte an 30. v. M. eine Abſchieds-Adreſſe an die Armee in 


Aftita gerichtet, worin er ihr anzeigte, daß er den König aus Geſundheitsrück⸗ 
ſichten und anderen mächtigen Beweggründen um ſeine Entlaſſung gebeten habe 
und ſein Geſuch gewährt zu erhalten hoffe. 

Die Gazette de France tritt ſeit einigen Tagen ziemlich entſchieden, beis 
nahe herausfordernd gegen den Ultramontanismus auf. Was ſie zu ihrem Zwecke 
(einen andern hat fie nicht) damit erzielen will, iſt Kouliſſengeheimniß, alſo von 
geringer Erheblichkeit. Ohne Intrigue kann in Frankreich nun einmal nichts ges 
ſchehen. 

Die Patrie von geſtern Abend enthält Folgendes: „In der Deputirtenkam— 
mer lief heute ein außerordentliches Gerücht um, die verlängerte Abweſenheit des 
Miniſters Duchatel zu motiviren. Man glaubt, daß er nicht krank, daß dieß 
vielmehr ein Vorwand ſei, unter dem er ſich zurückziehen wolle. Herr Duchatel 
ſoll, mit Guizot und ſeinem Amt unzufrieden, beſchloſſen haben, ſich eine Zeit 
lang von den Gefchäften zurückzuziehen, um feinen Kollegen fühlbar zu machen, 
wie ſchwer es ſei, ohne ſeine Mitwirkung in dem Kabinet und namentlich in der 
Kammer zu wirken. 5 

Alle Provinzialblätter berichten, daß die Landleute ſich nach Regen ſehuen, 
daß aber die bisherige Trockenheit und Kühle der Witterung den Feldfrüchten noch 
durchaus keinen Schaden gethan. Die Erndte verſpricht nicht nur eine reiche, 
ſondern auch qualitativ eine ſehr gute zu werden. 

Mehemed Ali wird, wie bereits mitgetheilt worden, nicht nach Frankreich 
kommen. Dieſer neuen Entſchließung iſt vielleicht der Tod ſeines Sohnes Huſſein 
nicht ganz fremd. Ueberdieß ſoll der alte Paſcha es ſehr mißfällig aufgenommen 
haben, daß man in Konſtantinopel die Genehmigung einholt, die Studien auf 
dem Iſthmus von Suez zu beginnen; er hat ſich darüber bei dem Franzöſiſchen 
Generalkonſul beklagt und zu gleicher Zeit direkt an den Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten nach Paris geſchrieben. 

5 8 Spanien. 

Madrid, den 5. Juni. Das Pariſer Blatt la Preſſe tritt in ſeiner heute 
hier eingetroffenen Nummer vom 31. Mai mit einem langen Aufſatz hervor, der 
die Aufſchrift führt: „Englands Uebergewicht in Spanien.“ In ſehr heftiger 
Sprache wird in ihm die Behauptung aufgeſtellt, der zwiſchen dem Königlichen 
Ehepaar obwaltende Zwieſpalt wäre das Werk des Engliſchen Geſandten, Herrn 
Bulwer's, der nichts Geringeres beabſichtige, als eine Scheidung, und in deren 
Folge die Vereitelung des „Werkes der Franzöſiſchen Diplomatie“ herbeizuführen 
(Toeuvre de notre diplomatie). So benennt nämlich der Verfaſſer mit feinem 
rechten Namen dasjenige, was er andererſeits für das Ergebniß des freien Wil⸗ 
lens der Königin auszugeben befliſſen iſt. Der Verfaſſer ſcheint nicht einmal zu 
wiſſen, daß der Zwieſpalt unter dem Königlichen Paare lange bevor der Franzö⸗ 
ſiſche Botſchafter, Graf Breſſon, Spanien verließ, zum Ausbruch kam, zu einer 
Zeit, als der Engliſche Geſandte weder in den Gemächern der Königlichen Familie 
Zutritt hatte, noch irgend einen Einfluß auf die Entſchließungen der von Franzö⸗ 
ſiſchen Intereſſen geleiteten Miniſter ausüben konnte. Der Verfaſſer ergreift die 
Partei des Gemahls der Königin und behauptet, daß, wenn ihm gleich kein An⸗ 
theil an der Ausübung der Regierungs⸗Gewalt zuſtände, er doch „Chef der Fami⸗ 
lie“ wäre und als ſolcher die inneren Angelegenheiten des Königl. Hauſes und 

es zu orduen habe. Es muß alſo dem Verfaſſer unbekannt fein, daß in 
dem unter Franzöſiſcher Mitwirkung aufgeſetzten und von dem Gemahle der Köni⸗ 
gin unterzeichneten Ehe⸗Kontrakte die Königin ausdrücklich für das Oberhaupt der 
Familie erklärt und ihr das Recht vorbehalten wird, wie früherhin, die Angelegen- 
heiten ihres Hauſes und Palaſtes zu leiten und zu ordnen. Die Vermittler des 
Ehe⸗Kontraktes zogen die künftige Lage des Königs fo wenig in Berückſichtigung, 
daß ſie ſogar vergaßen, ihm einen angemeſſenen Unterhalt auszuſetzen, und in der 
That würde er gegenwärtig alle Hülfsmittel entbehren, wenn feine Gemahlin ihm 
nicht täglich ein Taſchengeld von 50 (schreibe funfzig) Piaſtern verabreichen ließe. 

Iſt es anzunehmen, daß die Königin Zuneigung für ihren Gatten fühle, fo 
lange er ſich durch ſeine Haltung als den verletzten Theil geltend zu machen und 
eine Gemahlin in der Öffentlichen Meinung herabzuſetzen ſucht, indem er den 
Grund ſeiner freiwilligen Entfernung von Madrid durch Inſinuationen oder Be- 


ſchuldigungen zu rechtfertigen bemüht iſt, durch die das Zartgefühl der Königin, 


verletzt werden muß? Schon ſeit einigen Wochen befindet der Bevollmächtigte 
des Londoner Banqulerhauſes Firmin Taſtet ſich hier, um den König zur Erfül⸗ 
lung eines ſchriftlichen Verſprechens zu nöthigen, kraft deſſen er im Jahte 1840 
als Infant dieſem Hauſe die Auszahlung einer Summe von 8 Mill. Fr. „als Be⸗ 
lohnung für geleiftete Dienſte“ zuſagte, falls er mit der Königin vermählt werden 
würde. Kann Letztere ſich geſchmeichelt fühlen, daß Mittel dieſer Art von ihm in 
Bewegung geſetzt wurden, um zum Beſitze ihrer Hand zu gelangen? 

Hier wird übrigens allgemein behauptet, das Wort „Scheidung“ wäre zuerſt 
von den Lippen des Königs erſchollen. Gewiß iſt, daß das von der Franzöͤſiſchen 
Partei herausgegebene Blatt el Faro dieſen Gegenſtand zuerſt der öffentlichen Be⸗ 


ſprechung übergab. Es vergißt ſo ſehr die der Würde des Thrones ſchuldigen 
Rückſichten, daß es geradezu behauptet, die Progreſſiſten beabſichtigten unter Eng⸗ 
liſcher Mitwirkung die Scheidung der Königin durchzuſetzen, um ſie mit Eſpartero 
(der bis jetzt noch nicht Wittwer iſt) wieder zu vermählen. Jedem Unbefangenen 
leuchtet übrigens ein, daß das beſtehende Verhältniß nur denjenigen Spaniern zur 
Befriedigung gereichen kann, welche in der Perſon des Herzogs von Montpenſier 
eine fremde Dynaſtie den Thron beſteigen zu ſehen wünſchen. So lange der Zwie⸗ 
ſpalt des Königlichen Paares fortdauert, kann der Zweck der Ehe unmoͤglich er⸗ 
reicht und folglich auch der Wunſch der Spanier, deren Intereſſen an die Erzie⸗ 
lung direkter Nachkommenſchaft der von ihnen eingefegten Königin geknüpft find, 
nicht erfüllt werden. Es läßt ſich daher nicht leicht begreifen, mit welchem Rechte 
der Verfaſſer des Artikels der Preſſe für den Fall des Eintretens der Scheidung 
England mit einem Vernichtungskriege bedroht. 

Vorgeſtern fand die Frohnleichnams⸗Prozeſſion in den Hauptſtraßen ſtatt. 
Nachdem die Geiſtlichkeit mehrere Stunden lang die Königin in der Hauptkirche 
vergeblich erwartet hatte, erfolgte der Beſcheid, daß ſie der Prozeſſion nicht folgen 
würde. Nachmittags verfügte die Königin ſich in das Hotel der Munizipalität 
und ſah, einige Erfriſchungen zu ſich nehmend, von einem Balkon der Prozeſſion 
zu, als dieſe in die Kirche zurückkehtte. Auf einem anderen Balkon deſſelben Hau⸗ 
ſes befand ſich Msgr. Brunelli in tiefer Andacht knieend. 

Derſelbe Engliſche Ingenieur-Hauptmann Lynn, welcher Eſpartero noch auf 
ſeinem letzten unglücklichen Kriegszuge begleitete und ſtets einen unbegrenzten Ein⸗ 
fluß auf ihn ausübte, wird hier erwartet. Er ſoll als Bevollmächtigter der Eng⸗ 
liſchen Regierung dem Haupt» Quartier des Generals Concha folgen. 

Barcelona, den 1. Juni. General Pavia, der wieder hier eingettoffen 
iſt, ſcheint ſehr mißgeſtimmt, weil das an Triftany und Ros de Eroles vollzogene 
Bluturtheil nur einen unbedeutenden Eindruck auf die montemoliniſtiſchen Banden 
gemacht hat. Die Offiziere von den Truppen der Königin machen gar kein Hehl 
daraus, wie ſie ſich verrechnet haben, und erklären laut und an öffentlichen Or⸗ 
ten, die Faktioſen Hätten in dem Kampf auf Tod und Leben neue Kraft gefunden 5 
und dürſteten jetzt nach Rache. „Was ihnen allein noch fehlt“, ſagen die Koͤnig⸗ 
lichen, „iſt ein Bischen Geld.“ Wenn ihnen damit auch nur zur Noth ausgehol⸗ 
fen wird, ſo können wir nichts gegen ſie ausrichten; die Zahl ihrer Anhänger 
wächſt zuſehends, denn überall, auf dem Land wie in den kleinern Städten und 
Dörfern, herrſcht furchtbares Elend. Faſt alle Fabriken ſind geſchloſſen, Arbeit 
ift keine da und die Lebensmittel find enorm theuer. Wenn, vielleicht von der 
Hauptſtadt her, ein Funke in dieſe Maſſe von Zündſtoff fährt, dann kann es eine 
furchtbare Flamme werden. f 

Belgien. f 

Nach der Statiſtik der Independance ſind bei den vorgenommenen 60 
Wahlen 34 entſchieden lieberale und, 24 miniſteriel-katholiſche Deputirte ernannt 
worden; einige ſind ſchwankend und einige Wahlen (wie die von Verviers) noch 
unbekannt. 2 ; 

Brüſſel den 8. Juni. Die eigentlich katholiſche Partei hat nur in einigen 
mittleren Städten, wie Löwen, dem Sitze der katholiſchen Univerſität, Ath, 
Tougres und einigen Landkantonen geſiegt, aber, und dies iſt eine bedeutungs⸗ 
volle Thatſache, nirgends hat die katholiſche Partei einen libera⸗ 
len Deputirten zu verdrängen vermocht, während fie in gro⸗ 
ßen Städten auch ihre bisherige Stellung gänzlich eingebüßt 
und in anderen mittleren und kleineren bedeutend verloren hat. 
Ferner iſt bemerkenswerth, daß überall, wo die rein katholiſche Partei mit der 
liberalen in Kampf getreten iſt und geſiegt hat, der Sieg in der Regel nur mit 
geringer Majorität erlangt iſt, und ſo wie wir früher auf die in den vorigen 
Wahlen ſich herausitelleude ähnliche Thatſache uns ſtützen und bei dem unverkenn⸗ 
baren feſten Fortſchreiten der liberalen Meinung ein noch günſtigeres Reſultat für 
dieſe Wahlen vorauszuſetzen wagten, ſo kann man auch ſchon jetzt angeben, in 
welchen Wahldiſtrikten die katholiſche Partei das nächſte Mal ihre Stellung einbü⸗ 
ßen wird. 


Vermiſchte Nachrichten. 
Poſen, den 17. Juni. In der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten 
find, wie verlautet, nachfolgende Gegenſtände verhandelt worden: 1) Die 
Wahl⸗Verhandlungen der jüngſten Stadtverordneten-Wahlen wurden vor⸗ 
gelegt und als zu Recht beſtehend befunden. 2) Es wurde beſchloſſen, daß 
diejenigen Bürger, welche in Zukunſt bei den Stadtverordneten⸗Wahlen zum 
Zweitenmale ohne genügende Entſchuldigung ausbleiben, das Stimmrecht auf 
eine, noch näher zu beſtimmende Zeit verlieren ſollen. 3) Auf den Antrag des 
Wagenbauer Hrn. Weltinger wurde derſelbe unter die wählbaren Bürger 
recipirt. 4) Daſſelbe war der Fall mit dem Eigenthümer des Hotel de Saxe, 
Hrn. Friedländer. 5) Zur Prüfung des Antrags des hieſigen Ober⸗Rab⸗ 
biners Hrn. Eiger, ihn wegen ſeiner Stellung als Geiſtlicher von der Verpflich⸗ 
tung die Einkommenſteuer zu entrichten, freizuſprechen, wurde eine Kommiſſion, 
die Herren ꝛc. Träger, Krzyzanowski, Hirſch und Müller ernannt. 
6) Der Antrag des Schützengilden-Vorſtandes um Bewilligung einer Summe 
von 200 Thalern aus Communalfonds, um die hieſige Schützengilde bei der Bes 
vorſtehenden Jubilläumsfeier in Berlin würdig vertreten zu können, wurde ab» 
gelehnt. 7) Auf die Anzeige eines Mitgliedes, daß die Venetianerfltaße durch 
Grenzüberſchreitung der Hausbeſitzer ungebürlich verengt werde, und dieſelben 
zur Innehaltung der Fluchtlinie zurückgefuͤhrt werden müßten, wurde eine Kom⸗ 
miſſion — die Herren ꝛc. Wendland, Hirſch, Kniffka und Krzyzano⸗ 
wski — zur Unterſuchung der beregten Angelegenheit erwählt. 8) Die beſte⸗ 
hende Baukommiſſton wurde aufgefordert, den Kanalbau hinter dem finſtern 
Thore zu inſpiciren und darauf zu achten, daß zu demſelben nur tadelloſes Ma⸗ 
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terial verwandt werde. 9) Der Conſens zur Aufnahme eines Darlehns auf 
ein Grundſtück wurde ertheilt. 10) Dem Nachtwächter Kwiatkowski, welcher 
bei dem letzten Brande auf der Walliſchei ſeine Habe eingebüßt, aber trotzdem, 
daß er Kenntniß von dem ihm zugeſtoßenen Unglück erhalten, feine Berufspflicht 
nicht verletzt und feinen Nachtwächterpoſten nicht verlaſſen hatte, wurde ſtatt der 
vom wohllöbl. Magiſtrat beantragten Unterſtützung von 15 Thalern 20 Thaler 
bewilligt, um ihm ein beſonderes Anerkenntniß feiner Berufstreue zu geben. 
11) Der wohllöbl. Magiſtrat wurde aufgefordert, einen demſelben namhaft ge⸗ 
machten hieſigen Grundbeſitzer zur Erwerbung des Bürgerrechts heranzuziehen; 
ſo wie überhaupt alle Verpflichteten zur Erfüllung ibrer diesfälligen Obliegenheit 
aufzufordern. 12) Zur Reviſton der Stadtarmen⸗Kaſſe pro 1846 wurde eine Kom» 
miſſion, die Herren ꝛc. von Minutoli, Ordelin und Müller, ernannt. 
13) Desgleichen eine Kommiſſion, die Herren ꝛc. Grunwald, Mamroth 
und Behr, zur Prüfung der Straf- und Gebührenkaſſen-Rechnung. 14) Fer⸗ 
ner eine Kommiſſion, die Herren ꝛc. Kniffka, Hirſch und Mamroth, zur 
Revifion der die Schul⸗Fonds betreffenden Rechnung. 15) Endlich eine Kom⸗ 
miſſion, die Herren ꝛc. Hancke, Königsberger und Kantorowicz, zur 
Prüfung der Spar⸗Kaſſen⸗RNechnung pro 1846. 16) Auf den Antrag des 
wohllöblichen Magiſtrats wurde noch zwei ſtädtiſchen Auſſehern, gleich den 
übrigen, eine monatliche Theurungszulage von 2 Rthlr. 10 Sgr. bis 
incl. Auguſt bewilligt. 17) Das Geſuch eines Kanzlei-Dieners um Unter- 
ſtützung wurde aus dem Grunde abgeſchlagen, weil derſelbe ſchon zu wieder 
holten Malen eine Unterſtützung erhalten hat. 18) Der wohllöbl. Magiſtrat 
wurde aufgefordert, ſich bei den Sitzungen des Armenvereins regelmäßig durch 
ein Mitglied vertreten zu laſſen, um im Intereſſe der Commune die etwa erfor⸗ 
derlichen Aufſchlüſſe geben zu können. 19) Zur Prüfung des Antrags der Goͤr⸗ 
czyner Wirthe, den Kanon von dem ſogenannten Birkenbuſch in einen Erbzins 
von gleicher Höhe zu verwandeln, wurde eine Kommiſſion — die HH. Wend⸗ 
land, Bielefeld und Hirſch — ernannt. 20) Auf Antrag des Müllers 
Herrn Wehr auf Ablöſung des auf ſeinem Grundſtück haftenden Laudemiums 
wurde eine Kommiſſion zur Inſpicirung der diesfälligen Akten ernannt, um ſich 
über den Inhalt der Erbpachts⸗Contracte Aufſchluß zu verſchaffen. 21) Die 
Ertheilung von fünf Konſenſen zu Abzweigungen mußte bis zu erhaltener Aus: 
kunft über die Größe der Grundſtücke und die Höhe der Abgaben ausgeſetzt wer= 
den. 22) Drei Konſenſe zur Veräußerung ganzer Grundſtücke wurden ertheilt. 
23) Die Ertheilung eines Konſenſes zum Verkauf eines Grundſtücks ward ver⸗ 
weigert, bis die Entrichtung des Laudemiums nachgewieſen iſt. 24) Dem Ge⸗ 
ſuch des Deſtillateurs Herrn Hartwig Kantorowicz, eine Zweigröhre nach ſei⸗ 
nem Grundſtücke auf der Wronkerſtraße, ſtatt der eingegangenen Röhren, gegen 
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KRunf = Wusftellung. 
Montag den 21ſten Juni findet die Eröffnung 


feffor Berndt in unſerm Inſtruktionszimmer bei 
Vermeidung der Ausſchließung zu melden. 


eine Zahlung von 25 Rthlr. an die Kämmereikaſſe, legen zu dürfen, ward — 
jedoch unter angemeſſenen Bedingungen — deferirt. Zu den vom wohllöbl. Ma⸗ 
giſtrat dieſerhalb geſtellten Bedingungen wurden von den Stadtverordneten noch 
folgende hinzugefuͤgt: 1) Vorbehalt der Zurücknahme der Verwilligung, wenn 
das Intereſſe der Stadt es erfordern ſollte; 2) Anwendung gläſerner Röhren, 
um deren Nutzbarkeit zu erproben; und 3) Anlegung eines bedeckten Waſſerka⸗ 
ſtens vor der Thür des Hauſes des Hrn. Kantorowicz, zur Benutzung bei etwai⸗ 
ger Feuersgefahr. 25) Die Verſammlung genehmigte auf den Bericht ihrer De⸗ 
putation den mit dem Herrn Regierungsrath Kolbe von Schreeb abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vertrag, wonach gegen Zahlung von 25 Thaler ihm ein kleiner ſtreitiger 
Platz auf Oſtrowek als Eigenthum überwieſen wird. 26) Der Wohllöbl. Ma⸗ 
giſtrat theilt die erbetene Auskunft über die Beauſſichtigung der Waiſenkinder 
zur Kenntnißnahme den Stadtverordneten mit. 5 5 


Der Vereinigte Landtag hat einem Berliner Maler Stoff zu einer Bil⸗ 
dergallerie geliefert, welche uns einen Deputirten, mit ſeinem Gattungsnamen 
„Herr Fiſcher“ genannt in den verſchiedenſten Situationen feiner neuen Le⸗ 
bensthätigkeit vorführt. Wir ſehen den Herrn Jiſcher, wie er „zum letzten Male 
die Sonne in ſeinem zehnjährigen Grundbeſitze untergehen ſieht“, finden ihn eben 
in Berlin angelangt, am Pulte, um den Seinigen zu melden, „wo er wohnt 
und wie's ihm geht“, laſſen ihn ſich häuslich einrichten und die provinzielle Hülle 
gegen eine neumodiſche hauptſtädtiſche vertauſchen, begleiten ihn bei ſeinen Viſiten 
und lauſchen, als ihm Wirths Julchen eine Rede abhört, die er ſpäter wirklich 
„eben fo ſchoͤn als frei“ von der Tribüne herabdonnert. Wir ſind nicht im Stan⸗ 
de, Herrn Fiſcher überallhin zu folgen. Das eilfte Tableau zeigt ihn uns, vor 
der Kranzlerſchen Konditorei ſitzend und die Druckfehler in ſeiner Rede aus der 
Allg. Preuß. Ztg. ſammelnd. Herr Fiſcher ißt und trinkt, träumt und ſtudirt, 
beſucht die Oper und das erinnerungsreiche Sansſouei. Auf dem 24. Blatte 
ſehen wir ihn endlich, etwas antieipando allerdings, in der Umarmung ‚feiner 
geliebten Gattin daheim. — Die ganze zehnwöchentliche Deputirtenthätigkeit iſt 
in drei Hefte zuſammengedrängt; jedes davon enthält acht Blätter und iſt für 74 
Sgr. in der W. G. Koruſchen Buchhandlung zu haben. 

In der Gegend von Eßlingen iſt in dieſem Jahre die Kirſcherndte ſo reichlich, 
daß mau allein für den Stadtbezirk 50,000 Ctr. rechnet und das Pfd. bereits 
3 Kr. koſtet. 5 


drichsſtraße No. 30., Termin an, wozu Pachtluſtige 
mit dem Bemerken eingeladen werden, daß ein jeder 


der Kunſt-⸗Ausſtellung im großen Saal des Hotel 
de Sexe (Breslauerſtraße Nro. 15.) hierſelbſt ſtatt. 
Die erſte Abtheilung wird bis zum Iten Juli, die 
zweite vom Idten Juli bis 10ten Auguſt von Mor⸗ 
gens 9 Uhr bis Abends 6 Uhr — an Sonn- und 
Feſttagen aber erſt von 11 Uhr Morgens ab — der 
Anſicht der Kunſtfreunde dargeboten ſeyn. 
Eintrittspreis 5 Sgr. at 
Preis des perſönlichen Abonnements für die Dauer 
der Ausſtellung 1 Rihlr. 
Preis des gleichen Abonnements für eine Familie 
3 Rihlr. 
Poſen, den 14. Juni 1847. 
Der Verwaltungs- Ausſchuß des Kunſt⸗ 
Vereins. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land⸗ und Stadtgericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung, den 22ften Mai 1847. 

Das Grundſtück der Agnes verw. Pislewska, 
geb. Bagnowska, jetzt verchelichten Miasko⸗ 
wsta, und deren Ehemann Woyciech Mia⸗ 
skowski, sub No. 59. der Vorſtadt Walliſchei 
zu Poſen, abgeſchätzt auf 6519 Rthlr. 8 Sgr. 10 
Pf. zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedin⸗ 
gungen in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am Iten Januar 1848 Vormittags 

g 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Die dem Aufenthalt nach unbekannten Gläubi⸗ 
ger, der Blaſius Bagnowski und Caspar 
Bagnowski, oder deren Rechtsnachfolger, werden 
hierzu öffentlich vorgeladen. 


Oeffentliches Aufgebot. 


Land⸗ und Stadtgericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung, den Löten April 1847. 


Alle diejenigen unbekannten Perſonen, welche an 
der auf dem Grundſtückt No. 54. der Stadt Poſen 
Rubrica III. No. 11. aus det Obligation vom ten 
Februar 1811 für den Ad am Boe wtez ein⸗ 
getragenen Hypotheken⸗Poſt von 500 Vihlr. nebſt 
5 pro Cent Zinſen als Erben, Eigenthümer, Ceſ⸗ 
fionarien, Pfand⸗ oder fonftige Inhaber Kr . 
zu haben bermeinen, werden vorgeladen ſich binnen 
drei Monaten, und ſpäteſtens im Termine ; 

den 6ten BE, d. J. Vormittag 


Uhr. 
vor dem Deputitten Herrn Ober⸗Landesgerichts⸗Aſ⸗ 


— 


Die verehrlichen Mitglieder unſerer Gemeinde 
benachrichtigen wir ergebenſt, daß am Sonntage den 
20ſten d. M. der Herr Prediger Kißner die Pro⸗ 
bepredigt halten wird. 8 
Der Vorſtand der evangeliſchen Kreuz⸗ 

Kirche. j 


Dankſagung! Allen die beim geftrigen Brande 
mir beim Reiten meiner Sachen mit fo viel Theil⸗ 
nahme behülflich geweſen ſind, und namentlich auch: 
den geehrten Mitgliedern des hieſigen Rettungsver⸗ 
eins, die beim Löſchen ſowohl, als auch beim Ret⸗ 
ten mit Umſicht und Eifer verfahren ſind, ſtatte ich 
hiermit meinen tiefgefühlten Dank ab. 

Gneſen, den 15. Juni 1847. 

Lüer, Königl. Poſt⸗Secretair. 


Pferde ⸗ Auktion. 

Am Tten Juli d. J. Vormittags 9 Uhr, als 
am Tage der in Poſen ſtattfindenden Thierſchau, 
ſollen daſelbſt mehrere ausrangirte Hengſte, Zucht⸗ 
Stuten und einige 3jährige Pferde hieſiger Zucht ge⸗ 
gen gleich baare Bezahlung in Preußiſchen Münz⸗ 
ſorten meistbietend verkauft werden, und find die nä⸗ 
heren Bedingungen, ſo wie die Pferde ſelbſt, Tages 
zuvor am Standorte derfelben in Poſen zu ſehen. 

Zirke, den 7. Juni 1847. 

Königlich Preuß. Poſenſches Landgeſtüt. 


Bekanntmachung. 

Die Bau-Reparaturen an den hieſigen Königli⸗ 
chen Train = Gebäuden, beſtehend aus Zimmer⸗, 
Maurer-, Dachdecker⸗, Maler- und Töpferarbei⸗ 
ten, ſollen an die Mindeſtfordernden vergeben wer⸗ 
den, und haben diesfällige Unternehmer ihre ſchrift⸗ 
lichen Submiſſtonen bis ſpäteſtens 

Montag den 28ſten d. M. Vorm. um 9 Uhr 
im Geſchäftslokale des unterzeichneten Depots (Ma: 
gazinſtraße No. 7.) abzugeben, woſelbſt auch die Ko- 
ſtenanſchläge nebſt den zum Grunde liegenden Bedin⸗ 
gungen zur vorherigen Einſicht bereit liegen. Nach⸗ 
gebote werden indeſſen nicht angenommen. 

Poſen, den 14. Juni 1847. 

Königl. Train⸗Depot. 


Verpachtung. 
Zur Verpachtung des v. Guttryſchen Grund⸗ 
ſtücks Columbia No. 1. vom Ifien Oktober 1847 
bis dahin 1848 fleht auf den 19 ten Juni Vor⸗ 


mittags 11 Uhr im Adminiſtrations⸗Bureau, Frie⸗ 


- vor Abgabe feines Gebots 30 Thaler Caution erle⸗ 


gen muß. Anſchütz. 

Ein Vorwerksgut, von Poſen 3 und von der 
nächſten Kreisſtadt + Meile entfernt, enthaltend 600 
Morgen Fläche, Boden II. und III. Klaſſe, im gu⸗ 
ten Düngungs⸗Zuſtande, mit Inventarium, iſt je⸗ 
Pre aus freier Hand zu verkaufen und zu übers 
geben. i 

Wo? erfährt man in der Zeitungsexpedition. 

— 100 Stück fette Hammel ſtehen zum Ver⸗ 
kauf auf dem Dominium Miescisko bei Bythin. 


Im Hauſe des RR. Kretzſchmer, Kuhndorf 
No. 15., iſt vom Iſten Juli c. ab eine möblirte 
Stube nebſt Kabinet für 5 Rthlr. monatlich zu ver⸗ 
miethen. 


Kleine Gerberſtraße No. 3. im Hauſe des verſlorbe⸗ 
nen Bürgers Carl Jacob Gerhardt, iſt vom 1. 
Juli d. J. ab eine Wohnung, beftehend aus 4 ge⸗ 
räumigen Zimmern, Küche, Keller, geräumigen 
Kammern, nebſt einem gemeinſchaftlichen Trocken⸗ 
boden, zu vermiethen. x 

Die Bedingungen find bei den im Haufe wohnen 
den Erben und beim Herrn Kommiſſtons⸗Rath D. 
G. Baarth zu erfragen. 


Im Hotel de Saxe iſt tin Laden nebſt Wohn⸗ 
ſtude und Keller fofort zu vermiethen. 
\ G. E. Roggen. 


Waſſerſtraße No. 1. iſt der 2te Laden von der 
Marktecke ab zu vermiethen und ſogleich zu beziehen. 


Am Markt No. 87. if in der ersten Etage ein 
möblirtes Zimmer zu vermiethen und ſogleich oder zu 
Johanni zu beziehen. r } 


Erwiederung 

auf die befcheidene Anfrage in No. 138. dieſer Ztg. 
Verſchluſſe von großen Poſten auf dem Papiere 
und der Ankauf von Connoiſſementen heißt im Pro⸗ 
dukten⸗Geſchäſt en gros handeln, jeder andere Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb en detail. Da die letzte Zeit das Un⸗ 
folide des en gros herausgeſtellt, fo habe ich mit en 
detail ſagen wollen, daß mein Sohn nur ſolide und 
mit effectiver Waare handeln werde, wie dies auch 

jederzeit Prinzip in meiner Geſchältsführung war. 

Julius Kantorowicz. 


(Hierzu eine Beilage.) 


139. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 10. Juni. 
\ (Schluß) 

Abg. Dorenberg (fährt fort): Meine Herren! Gewohnheit iſt die zweite 
Natur; es würde eine große Unruhe bei Einführung der neuen Steuer ent⸗ 
ſtehen! Man laſſe ja auf dem Lande die Klaſſenſteuer, aber modifizire die⸗ 
ſelbe. Ich kann nicht begreifen, wie damals von Seiten der Geſetzgeber, als 
die Klaſſenſteuer zu Stande kam, nicht mehr Klaſſen gemacht ſind; die Steuer 
ſpringt von 2 Thaler auf einmal auf 4 Thaler. Man mache mehr Zwiſchen⸗ 
klaſſen, ſo daß es möglich wäre, dadurch die Armen zu begünſtigen oder ſie 
wohl gar gänzlich unbeſteuert zu laſſen. Die Schulzen haben mehr mit den 
Abſchreibungsliſten zu thun, als die paar Groſchen betragen, die ſie erhalten 
können. Ich ſehe auch keinen Grund ein, eine neue Steuer einzuführen, und 
bei unſeren Kommittenten, wenn es auf einmal hieße, es ſoll eine neue und 
vielleicht höhere Steuer für die Klaſſenſteuer eingeführt werden, wird gleich⸗ 
falls große Unzufriedenheit entſtehen, da von Seiten des Staats nirgends ein 
Drang oder Bedürfniß dazu vorhanden iſt. Meine Herren! Sie werden ſa⸗ 
gen: Wir haben unſere Vertreter auf dem Vereinigten Landtage, warum 
haben die nicht für unſere Rechte geſprochen! (Beifall!) 

Ja, meine Herren, es iſt eine ernſthafte Sache, um die es ſich handelt. 
Die Städter werden ihre Rechte ſelbſt wahren und werden wiſſen, was ihnen 
Bedürfniß iſt; die unfrigen müſſen wir aufrecht erhalten. Ich habe vor⸗ 
hin die Bemerkung vernommen, wenn ich nicht irre, von dem Herrn Finanz⸗ 
Miniſter, daß die Landbewohner nicht in der Höhe beſteuert werden, wie die 
Städter. Dieſer Behauptung muß ich widerſprechen; unſere Landverhältniſſe 
hängen von Konjunkturen ab, und es beſteht der jetzige Wohlſtand des plat⸗ 
ten Landes größtentheils in dem hohen Preiſe der Ländereien; aber, meine 
Herren, wer bürgt uns für den Wechſel der Zeit? Ich will mich kurz faſ⸗ 
ſen. — Ich bitte die hohe Verſammlung, unterſtützen Sie meine Bitte an 
Se. Majeſtät den König, keine Einkommen⸗Steuer auf dem Lande einzu⸗ 
führen und es bei der jetzigen Klaſſenſteuer zu belaſſen, aber darin mehr 
Zwiſchenſätze in den Klaſſen zu ſtatuiren und überhaupt noch höhere Klaſſen 
eintreten zu laſſen, denn mancher Steuerpflichtige würde jetzt gern mehr 
geben; es iſt aber keine Klaſſe mehr vorhanden. (Großes Gelächter!) 

Ja! ja! meine Herren, ich kann Sie verſichern, daß Mancher gern mehr 


gäbe, um die Armen dadurch zu erleichtern. — Das will ich unterthänigſt 


bitten und dabei Sr. Königlichen Majeſtät überlaſſen, wie dies auszuführen 
ſei. Das ift mein Antrag. (Allgemeines Bravo.) 5 

Marſchall: Der Antrag, mit welchem der Abgeordnete geſchloſſen hat, 
ift einer von denjenigen, über welchen ſchon bei der Kurie der drei Stände 
ein Antrag geſtellt iſt, wenn ich nicht irre, vom Abgeordneten Wortmann. 
Darum iſt nicht nöthig zu ermitteln, ob dieſer Antrag die geſetzliche Unter⸗ 
ſtützung ſindet. Er wird an ſeinem Orte zur Berathung kommen. Es fragt 
ſich nur noch, ob heute noch zur Abſtimmung über dieſen Gegenſtand zu kom⸗ 
men iſt; ich ſelbſt bin der Meinung, daß der Gegenſtand hinreichend erörtert 
ſei, und es wird darauf ankommen, ob die Verſammlung auch dieſer Mei⸗ 
nung iſt. 

Eine Stimme: Ich erlaube mir nur die Frage, worüber abgeſtimmt 
werden ſoll. Bevor wir uns darüber entſcheiden, ob wir abzuſtimmen wün⸗ 
ſchen, müſſen wir wiſſen, worüber. R s 4 

Marſchall: Die Abſtimmung wird ſich zu beziehen haben auf den Ge⸗ 
genſtand der Berathung, fo weit er uns jetzt beſchäftigt hat. Dieſer Gegen= 

ſtand war beſtimmt durch den Theil des Gutachtens, welcher bis jetzt verleſen 
worden iſt, und die Frage würde alſo heißen: Beſchließt die Verſammlung, 
einer auf die Angaben der Steuerpflichtigen über ihr Einkommen zu grün⸗ 
denden Einkommenſteuer ihre Zuſtimmung zu ertheilen? 180 

Abg. v. Auerswald: Da über ein Prinzip abgeſtimmt wird, ſo trage 
ich auf namentlichen Aufruf an. 

Eine Stimme: Vis jetzt iſt es in der Drei-Stände-Kurie immer der 
Fall geweſen, daß, wenn Königl. Propoſitionen vorgelegen haben, jeder Red⸗ 
ner gehört wurde. Alle Redner, welche wir bis jetzt gehört, haben gegen das 
Geſetz geſprochen, ich habe mich auch einſchreiben laſſen, ich will für das Ge⸗ 
ſetz ſprechen, und ich verlange, daß Alle gehört werden. 

(Mehrere Stimmen ſchließen ſich dieſem Verlangen an.) 

Abg. v. Vincke: Ich wollte auch dem Antrage beiſtimmen, um ſo mehr, 
als auf namentliche Abſtimmung angetragen und es alſo wünſchenswerth iſt, 
daß man die einzelnen Motive, aus denen einer für oder gegen das Geſetz 
ſtimmen will, kennen lernt. a 

Eine Stimme: Das würde zuletzt darauf hinaus kommen, daß wir 
617 Mitglieder hören müßten. 

Marſchall: Es werden diejenigen, welche den Schluß der Berathung 
wünſchen, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Cs erhebt ſich eine be⸗ 
deutende Anzahl.) Es iſt zweifelhaft, wofür ſich die Verſammlung entſchie⸗ 
den hat; aber lieber, als daß viele Zeit mit dem Zählen hinginge, wäre ich 
der Meinung, daß die Verathung fortgeſetzt werde. 

(Viele Stimmen: Ja! Ja!) ? 

Abg. Naumann: Durchlaucht! Der Grund, der eben dafür angeführt 
worden iſt, daß man die Diskuſſion noch fortſetze, war der, daß man bis 
jetzt ſo viele Redner gehört habe, welche ſich gegen das Geſetz ausgeſprochen 
haben. Es ſcheint mir allerdings wünſchenswerkh, daß auch die andere Seite 
mit mehreren Rednern noch gehört werde, und da ich ebenfalls mich uur ge⸗ 

en den Geſetz⸗Entwurf ausſprechen könnte, ſo würde ich für jetzt zu Gunſten 
dieſer Redner auf das Wort verzichten ö 

Marſchall: Ein Verfahren einzuhalten, welches dem gemäß wäre, hat 
ſeine beſonderen Schwierigkeiten, weil die Redner, welche ſich gemeldet, nicht 
zugleich angezeigt haben, ob ſie für oder gegen den Geſetz-Entwurf ſprechen 
wollen. Ich bin alſo nicht in der Möglichkeit, hiernach einen Aufruf bewir⸗ 
ken zu können, ſondern müßte blos an der Ordnung feſthalten, wie die Re⸗ 
dner ſich gemeldet haben. Uebrigens iſt doch auch nicht zu verkennen, daß 
beide Anſichten vollkommen Gelegenheit gehabt und auch dieſe Gelegenheit 
benutzt haben, ſich auszusprechen. 

Abg. Schauß: Ich befinde mich in derſelben Lage, daß ich gegen das 
Geſetz ſprechen wollte, wenn nun aber keines der Mitglieder, welche für das 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 18. Juni 1847. 


Geſetz zu ſprechen wünſchen, ſich das Wort erbittet, ſo bin ich ebenfalls ge⸗ 
neigt, darauf zu verzichten. N 

Marſchall: Ich werde fortfahren, in der Ordnung die Abgeordneten 
aufzurufen, wie ſie ſich gemeldet haben, und wenn diejenigen, welche gegen 
das Geſetz ſprechen wollen, auf das Wort zu verzichten erklären, ſo würde 
die Debatte allerdings abgekürzt werden. Abgeordneter Müller! 

Abg. Müller aus Wegeleben: Ich verzichte auf das Wort, ſtimme 
aber gegen Einführung einer Einkommenſteuer. 

Marſchall: Abgeordneter Diethold! 

Abg. Diethold (aus Sömmerda): Ich erkläre mich zwar auch gegen 
das Geſetz; ich habe aber ein Moment zu erörtern, das bis jetzt noch nicht 
zur Sprache gekommen iſt, und kann daher auf das Wort nicht verzichten. 
(Er beſteigt demnach die Tribüne.) Abgeſehen von der Gehäſſtigkeit, der 
Schwierigkeit und den unmoraliſchen Eindrücken, mit welchen die Einführung 
der Einkommenſteuer verbunden iſt, ſo entſpricht auch dieſe Steuer in der 
Anwendung ihrer Veranlagungs⸗Grundſätze den Anforderungen der Gerechtig⸗ 
keit durchaus nicht. Wenn auch zugeſtanden wird, daß die jetzt beſtehenden 
Steuern nicht durchweg auf dem Maßſtabe völliger Gleichmäßigkeit baſirt 
ſind, ſo iſt man doch berechtigt, dies vorzugsweiſe von einer neu einzuführen⸗ 
den Steuer zu verlangen. Die Einkommenſteuer genügt aber, wie gedacht, 
ſolchem Anſpruche nicht. Nach dem vorliegenden Entwurfe zu dem Geſetz 
über deren Einführung iſt beſtimmt worden, daß die von einem Steuerpflich⸗ 
tigen zu entrichtende Abgabe lediglich nach deſſen Einkommen und ohne Be⸗ 
rückſichtigung aller übrigen Verhältniſſe deſſelben bemeſſen werden ſoll. Die 
Steuer, welche von einem Individuum gezahlt wird, iſt aber nur dann als 
auf den Prinzipien der Gerechtigkeit baſirt zu erachten, wenn dieſelbe nach 
deſſen wirklicher Steuerkraft normirt wird. Das Einkommen allein giebt 
aber den Maßſtab zur Steuerkraft und zur Zahlungsfähigkeit nicht ab. 

Abg. Krüger: Ich muß mich unumwunden gegen das von der Staats⸗ 
Regierung vorgelegte Einkommenſteuer-Geſetz ausſprechen; denn nach meiner 
innigſten Ueberzeugung untergräbt es den Kredit, iſt jedenfalls inquiſttoriſcher 
Art und wird bei der Durchführung zu ſubtil und zu umfaſſend werden. 
Ich darf mich wohl darüber erklären, daß die Mahl- und Schlachtſteuer ihre 
großen Vorzüge hat. Ich bin überzeugt, daß die großen Städte dieſe Steuer 
nur mit vielem Verluſte aufgeben würden, und daß, wenn ſie auch große 
Nachtheile mit ſich geführt haben dürfte, dieſe Nachtheile dennoch nicht fo. 
groß find, daß dieſelben der nicht hoch genug anzuſchlagenden indirekten Bes 
fieuerung nicht nachſtehen ſollten. So wie die Sache jetzt liegt, glaube ich 
im allgemeinen Intereſſe ein Amendement ſtellen zu müſſen, das einestheils 
ſchon vorgetragen worden iſt, aber anderentheils noch nicht, und ich erlaube 
es mir dahin anzugeben: „Des Königs Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten: 
a) von der Einführung einer Einkommenſteuer abzuſehen; b) dagegen den 
größeren und großen Städten, in welchen bis jetzt noch die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer beſteht, deren Beibehaltung, bis ſie ſich aus eigener Bewegung 
zur Einführung der Klaſſenſteuer entſchließen möchten, zuzugeſtehen; c) für 
die Klaſſenſteuer zahlenden Ortſchaften jedoch ein neues Klaſſenſteuer-Geſetz 
ausarbeiten zu laſſen, welches die ärmſte Volksklaſſe möglichſt im Abgaben⸗ 
ſatze überhebt, in allen Klaſſen geringere Sprungſätze anordnet und für die 
reichſten Steuerpflichtigen angemeſſenere höhere Steuerſtufen als das Klaſſen⸗ 
ſteuer⸗Geſetz von 1820 feftfegt,, d) bei der Vorberathung dieſes Geſetzes ſtän⸗ 
diſche Deputationen aller Provinzen zuzuziehen; e) hiernächſt aber dieſen Ge⸗ 
jeg- Entwurf dem nächſten Vereinigten Landtage zur Berathung Allergnädigſt 
vorlegen zu laſſen. 

Marſchall: Es iſt richtig, was bemerkt worden iſt, daß der Vorſchlag 
größtentheils mit den ſchon geſtellten übereinſtimmt; nur in dem Antrag auf 
Zuziehung einer ſtändiſchen Deputation enthält er etwas Neues. Es fragt 
ſich: ob dieſer Vorſchlag die geſetzliche Unterſtützung findet? (Es erheben 
ſich mehr als 24 Mitglieder.) Er hat ſte gefunden, und wir würden nun 
zunächſt zu erfahren haben, ob die, welche noch gegen das Geſetz zu ſprechen 
beabſichtigten, auf das Wort verzichten. 

Graf v. Helldorff: Ich ſtimme gegen die Einkommenſteuer; denn ich 
muß geſtehen, ſie iſt nur eine Combination, eine Maſſe vexatoriſcher Maß⸗ 
regeln, die in die heiligſten und innerſten Verhältniſſe eines jeden Hausſtan⸗ 
des greifen. Zugeben muß ich übrigens, daß dieſe Steuer, wenn fie je einmal 
beſchloſſen werden ſollte, nicht anders, als in der im Entwurf bezeichneten 
Weiſe, unter Einreichung eigener Declarationen, eingeführt und gehandhabt 
werden könne; keinesweges aber unter Umgehung dieſer, wie der Abgeordnete 
aus Aachen vorſchlug. Was die Klagen gegen die Mahl- und Schlachſteuer 
anbelangt, ſo haben ſich ſchon mehrere Abgeordnete mir gegenüber ausge⸗ 
ſprochen, wie unbegründet ſie zum großen Theile ſind. Ich glaube, daß dieſe 
Klagen, durch Idealiſten hervorgerufen und genährt, von der ärmeren Klaſſe 
keinesweges getheilt werden. a 8 i 

Abg. v. Byla: Im vorliegenden Falle ſoll eine langjährig erprobte 
Steuer, die in der That auch große Vorzüge hat, gänzlich abgeſchafft, und 
an deren Stelle eine neue und ganz unbekannte Steuer eingeführt werden, 
hauptſächlich aus dem Grunde, weil von vielen Seiten her Mängel und 
Uebelſtände der erſtgedachten Steuer angeführt worden ſind. Ich kann mich 
mit dieſem Verfahren nicht einverſtanden erklären. Ich erkläre mich daher 
gegen die Einkommenſteuer, bitte aber auch zugleich, daß alle Mängel, welche 
bei der Mahl- und Schlachtſteuer, fo wie bei der Klaſſenſteuer, ſich bisher 
1299 5 herausgeſtellt haben, ſo gründlich und ſobald als möglich beſeitigt 
werden. | f 

Abg. Diergardt: Ich ſtimme für die Einkommenſteuer, erlaube mir 
aber, dabei den Wunſch auszuſprechen, daß Se. Majeſtät der König die 
Gnade haben möge, eine Immediat-Kommiſſion zu ernennen, beſtehend aus 
Staatsbeamten und ſtändiſchen Mitgliedern, um die zweckmäßigſten Maß⸗ 
regeln zu erforſchen, wie die Einkommenſteuer einzuführen iſt. 

Abg. Hausleutner: Da bereits ausführlich Alles erörtert worden iſt 
ſo erkläre ich nur, daß ich gegen das Geſetz ſtimme. ! 

Abg. Sommerbrodt (vom Plage): Als ich mich bald nach der Vor⸗ 
leſung des Gutachtens vor drei Stunden gemeldet hatte, war es meine Ab⸗ 
ſicht, meine Anſichten über die Umwandlung der Mahl- und Schlachtſteuer 
in eine Einkommenſteuer ausführlich zu erläutern; es hat aber eine ſo große 
Anzahl ſtädtiſcher Abgeordneter dies bereits in meinem Sinne gethan, daß 
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ich nur, wenn ich die Tribüne beſteige, einen Fehler begehen würde, der zwar 
auf der Tribüne kein neuer iſt, vor dem ich mich aber ſeit 8 Wochen gehütet 
habe, nämlich den, mit einigen anderen Worten daſſelbe zu wiederholen. 
(Bravo.) Ich füge blos hinzu, daß, ſo lange für die Mahl⸗ und Schlacht⸗ 

euer kein beflerer Erſatz als die proponirte Einkommenſteuer gegeben wird, 
ich glaube, daß die Mahl⸗ und Schlachtſteuer für die Städte noch zweck⸗ 
mäßiger beizubehalten und für Alle leichter zu ertragen ſein wird. Im All⸗ 
gemeinen kann ich gegen die Einkommenſteuer nicht ſtimmen, da die meiſten 
Städte ſchon eine Einkommenſteuer zur Aufbringung ihrer Kommunal⸗Abga⸗ 
ben haben und ich überhaupt eine Einkommenſteuer für das einzige Mittel 
halte, um gleichmäßige Beſteuerung, die im höchſten Grade wünſchenswerth, 
ja dringend nothwendig iſt, zu erreichen. 

Abg. Büning: Ich erkläre mich gegen den Gefeg-Entwurf. 

Abg. v. Rath: Ich erkläre mich für die Einkommen⸗Steuer; ich er⸗ 
kläre mich aus dem Gründe dafür, weil ich ſie als die einzige prinzipielle 
unter den direkten Steuern betrachte, die eine Ausgleichung hervorbringen 
kann, in Bezug auf die Staatsbedürfniſſe, wo die ſtehenden Einnahmen und 
indirekten Steuern nicht ausreichen. Ich ſage mehr, die Einkommenſteuer 
wird kommen, ſie wird ein Muß werden, und ich wünſche, daß wir ſie frei⸗ 
willig ergreifen, ehe wir fie zu ergreifen gezwungen werden, damit fie ihren 
moraliſchen Werth nicht verliert. Iſt der heutige Landtag dazu berufen, 
dieſe wichtige Steuer, wenigſtens das Prinzip derſelben, ins Leben zu rufen, 
ſo würde ich mit Freuden heimkehren und ſagen, ich habe das für die unter⸗ 
drückten und nothleidenden Menſchen gethan; nicht daß ich ihnen blos eine 
augenblickliche Unterſtützung gegeben hätte, denn die augenblickliche Unterſtüz⸗ 
zung verliert mit dem Augenblick ihren Werth, wo ſie gegeben iſt; aber wohl 
eine dauernde! Das heißt, ich will mich zu den nothwendigen Bedürfniſſen 
des Staats, die ich ſelbſt erkannt habe, gern ſelbſt höher beſteuern. 1 

Abg. Frhr. v. Patow (vom Platze): Ich erkläre mich gegen die Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer und gegen die Einführung der Ein⸗ 
kommenſteuer, und verzichte daher ebenfalls auf das Wort. 

Abg. Gier (beſteigt unter Aufregung der Verſammlung die Rednerbühne): 
Meine Herren, ich bin nie langweilig geweſen (heftiges Gelächter) 
Ich erkläre mich für die Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer und gehe 
dabei von dem Grundfage aus, daß Jeder nach Verhältniß feiner Mittel und 
feiner Kräfte zu den Laſten und zu den Steuern beitragen muß. Deshalb 
erkläre ich mich gegen die Mahl: und Schlachtſteuer, erkläre mich aber auch 
gegen die Einkommenſteuer (donnerndes Lachen) weil ſie im Prinzip 
nicht gerecht iſt; das iſt der Moment, den ich mir vorzutragen erlaube. Des⸗ 
halb wollte ich mir erlauben, ein Amendement zu überreichen, (Gelächter) 
welches, wie folgt, lautet: „1) Die proponirte Cinkommenſteuer möge 
nicht eingeführt werdenz abgeſehen von den Schwierigkeiten und Vexa⸗ 
tionen bei der Ausführung ſcheint ſie uns auch im Prinzip nicht gerecht, weil 
ſie überall mit demſelben Maße trifft, ohne nach der Leiſtungsfähigkeit zu 
fragen. 2) Die Klaſſenſteuer (die auf Leiſtungsfähigkeit mehr Rückſicht 
nimmt, deshalb gerechter und mittelſt der Abſchätzungs⸗Maxime, die bei der 
Steuerveranlagung den Befund ſach⸗ und perſonenkundiger 
Mitbürger zu beachten hat) möge beibehalten, aber vollkommen ausge⸗ 
bildet oder modiſtzirt werden, ſowohl durch Mehrung der Zwiſchen⸗ und 
höheren Stufen, als durch Berichtigung des Veranlagungs⸗ Organismus 
und der Schätzungs⸗Normen, damit Erleichterung und Sicherheit im Ver⸗ 
fahren, wie Milderung der Anſätze in den unterfien Klaſſen, geſchehen kann. 
3) Den Städten, welche von der Mahl- und Schlachtſteuer zur Klaſſenſteuer 
überzugehen wünſchen, werde dies geſtattet und dadurch erleichtert, daß man 
nicht das zeitherige Aufkommen der Mahl- und Schlachtſteuer fordere, ſon⸗ 
dern die Veranlagung nach dem Geſetze und der Inſtruktion, mit Beſtreben 
möglichſter Steuergleichheit in allen Landestheilen, bewirke. 4) Denjenigen, 
namentlich den großen Städten, die es wünſchen, werde die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer belaſſen, und eine Ermäßigung gewiſſer Sätze, inſonderheit 
des Schweineſleiſches, gewährt.“ Inſofern die ſchon übergebenen Amende⸗ 
ments daſſelbe enthalten, würde es damit zuſammenfallen oder überflüſſig 
werden. (Ruf zur Abſtimmung.) . 

Marſchall: Dies Amendement iſt ſchon in den früheren enthalten, 
ganz beſonders auch der letzte Punkt. 

Abg. Haniſch: Hohe Verſammlung! Auch ich gehöre zu denen, die 
das Prinzip der Einführung einer allgemeinen Einkommen⸗Steuer für unbe⸗ 
dingt das Einzige halten, um zu dem Ziele zu kommen, wohin wir bei der 
Beſteucrung kommen müſſen. Ich glaube, daß dies Prinzip das einzige iſt, 
was eine Ausgleichung herbeiführt, der Art, daß Jeder nach ſeinen Kräften 
beiftenert. Ich bitte alſo die hohe Verſammlung, den Geſetz-Entwurf anzu⸗ 
nehmen, aber unter der Modifikation, daß nicht die perſönliche Abſchätzung, 
die ſo viel Gehäſſiges hat, eingeführt werde, ſondern daß die Abſchätzung 
durch eine Deputation vorgenommen werde. Ich habe ein hierauf bezügliches 
Amendement aufgeſtellt, (Gelächter) und ich werde es Ew. Durchlaucht 
übergeben. . 

Abg. v. Brünneck: Ich erkläre mich entſchieden für Annahme der Kö⸗ 
niglichen Propoſition ihrem Prinzipe nach. Ich glaube, daß es das einzige 
richtige Prinzip iſt, welches der Beſteuerung zu Grunde gelegt werden kann. 
Ich habe andererſeits nicht gelaubt, daß ich hier fo viele Lobeserhebungen 
über die Mahl⸗ und Schlachtſteuer hören würde. Es hat mich dies in der 
That überraſcht. Sollte ſich aber die Verſammlung gegen jede Einführung 
einer Einkommenſteuer erklären, fo würde ich befürworten müſſen, daß we⸗ 
nigſtens von dem letzt verſammelten Landtage doch irgend etwas beſchloſſen 
werde, was zur nothwendigen Erleichterung der unteren Volksklaſſen gereichen 
könnte, und würde mich dann dafür entſcheiden, daß wenigſtens da, wo die 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer besteht, das Roggenmehl unbeſteuert bliebe und 
vielleicht auch das Schweinefleiſch. Ich würde ferner dafür ſtimmen, daß die 
niedrigſten Klaſſenſtufen der Klaſſenſteuer wegfielen oder doch ermäßigt wür⸗ 
den. Allerdings müßte dagegen den Staats ⸗Kaſſen eine Entſchädigung ge⸗ 
währt werden; daher trage ich darauf an, daß die vier höchſten Klaſfenſteuer⸗ 
Stufen nöthigenfalls um 100 pCt. erhöht werden, überhaupt auf mehr Zwi⸗ 
ſchenſtufen und höhere Klaſſenſteuer⸗Sätze. Ich wollte noch bemerken, daß, 
wenn man ſich nicht dafür entſcheiden ſollte, wenigſtens verſuchsweiſe bis zum 
nächſten Landtag die Einkommenſſeuer einzuführen, es für die Erreichung des 
der Königlichen Propoſition zum Grunde liegenden Zweckes nur noch dieſen 
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einzigen Ausweg für den hohen Landtag geben würde. (Ruf nach Abftimmung:) 
Marſchall: Die Zeit iſt ſchon ziemlich vorgerückt, es würde nicht 
thunlich ſein, heute noch zur Abſtimmung zu kommen, und wir werden mor⸗ 
gen den Gegenſtand wieder aufzunehmen haben. Ich ſchicke nur noch voraus, 
daß es wünſchenswerth ſein wird, daß die Berathung ſowohl üder die Haupt⸗ 
frage, als über den Antrag des Abgeordneten Hanſemann gleichmäßig weiter 
geführt und zum Schluſſe gebracht werde, damit fie, ehe zur Abftimmung 
geſchritten wird, überhaupt für geſchloſſen erklärt werden kann. 
Abg. Hanſemann (vom Platz): (War durch das Geräuſch der be⸗ 
reits aufgeſtandenen Mitglieder nicht mehr zu verſtehen.) f 
Marſchall: Die nächſte Sitzung findet morgen um 10 Uhr ſtatt. Die 


heutige iſt geſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 4 uhr.) 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 9. J 

Die Sitzung beglent um 2 Uhr unter dem Vorſitz eee Für⸗ 
U au Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlefen und ge⸗ 
nehmigt. 5 

Furſt zu Hohenlohe: Ich erlaube mir die ergebene Frage, ob bei 
Herren-Kurie auch der Geſchäftsgang, der in n drei Shane I 
den Schriften beobachtet wird, welche über Beſchlüſſe, Petitionen oder auch 
Königliche Propofitionen betreffend, aufgeſetzt werden müſſen, beobachtet wer⸗ 
den ſoll: dag dieſe nämlich erſt in der Abtheilung vorgeleſen werden ſollen? 
Bis jetzt iſt darüber noch nichts beſtimmt; es ſind {don mehrere Schreiben 
abgeſaßt und abgeſchickt worden, ohne daß ſie in der Abtheilung, worin ich 
die Ehre hatte, Vorſitzender zu fein, vorgeleſen find. Ich glaube, es iſt 
nöthig, daß darüber nur eine Befimmung gefaßt wird. 

Marſchall: Wenn keine weitere Bemerkung erfolgt, fo kommen wir 
darüber zur Veſchlußnahme. Es iſt blos das einzige Bedenken erhoben wor⸗ 
den, daß wohl in Zukunft die Zeit nicht immer würde ausreichen, ſolche 
Gutachten in der Abtheilung noch vorzunehmen. Das würde mir auch als 
das wichtigere Bedenken erſcheinen. Der Fall iſt bis jetzt noch nicht dagewe⸗ 
ſen, allein es könnte doch vorkommen, daß es ſehr zeitraubend ſein würde, 
wenn dieſe Schriften nochmals in der Abtheilung vorgenommen würden. 

Fürſt von Hohenlohe: Ich glaube, es würde ſich zuletzt darauf be⸗ 
ſchränken, daß der Referent dieſe Schrift dem Vorſitzenden der Abtheilung 
vorlieſt, denn wenn die Sitzungen ſo früh anfangen müſſen, ſo iſt zu erwar⸗ 
ten, daß ſehr viele Mitglieder in der Abtheilung nicht erſcheinen würden. 

Graf von Burghaus: Ich halte es nicht allein im Allgemeinen, ſon⸗ 
dern auch für den Referenten als ſehr wünſchenswerth, daß er die volle Zu⸗ 
ſtimmung der Abtheilung erhalte, weil der Referent fonft in die unangenehme 
Lage verſetzt würde, bei dem beſten Willen den Sinn der Beſchlüſſe vollſtän⸗ 
dig wiederzugeben, ſeine Abſicht oft durch den Gebrauch eines Wortes viel⸗ 
leicht nicht zu erreichen. Wenn er aber die Zuſtimmung der Abtheilung er⸗ 
halten hat, fo ſteht dieſe ihm unterftügend zur Seite. N 

Fürſt von Lichnowski: Ich bedaure, mich nicht damit einverſtanden 
erklären zu können, obwohl ich die e über unſere Malinität, di er 
Durchlauchtiger Borfigender in der Abtheilung ausgeſprochen hat, licht oe 
vielmehr der Meberzeugung bin, daß Sie zu jeder Stunde des Tages und 
der Nacht zu arbeiten bereit find. Ich glaube aber, bemerken zu müflen, daß 
ein ſolcher Bericht mir etwas ſehr Einfaches zu ſein ſcheint. Die Vorſitzen⸗ 
den der Abtheilungen werden gewiß mit Berückſichtigung der individuellen 
Talente der WMuglieder die Referate austheilen, und fo glaube ich, daß ein 
Jeder der zum Referenten ernannt iſt, nachdem er hier der Debatte beige⸗ 
wohnt, auch eine genügende Kenntniß erlangt hat, um den Bericht anzufer⸗ 
tigen, ohne daß es erforderlich iſt, ihn noch einmal der Feuerprobe in der 
Abtheilung auszuſetzen. 

Graf von Dyhrn: Es iſt hier blos die Rede von Berichten an den 
Königlichen Kommiſſarius oder an die andere Kurie 

Marſchall: Da der Gegenſtand hinreichend erörtert iſt, ſo werden wir 
zur Abſtimmung darüber kommen, und es würden diejenigen Mitglieder, die 
dafür ſind, daß die Faſſung den Abtheilungen erſt vorgelegt werde, dies durch 
Aufſtehen zu erkennen zu geben haben. (Majorität für die Bejahung der 
Frage.) Wir kommen nun zur Verleſung des Beſchluſſes in Bezug auf die 
ſtattgehabten Berathungen über das Geſchäfts-Reglement. Es iſt dies ein Ge⸗ 
genſtand, der heute ſchon vorgelegt iſt, bei welchem alſo der jo eben gefaßle 
Beſchluß keine Anwendung findet. 

Referent Fürſt Lichnowski (verlieft dieſen Beſchluß.) 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung über das fo eben verleſene Gut⸗ 
achten erfolgt, ſo erkläre ich es für genehmigt. Wir kommen hierauf zur 
Berathung des von der Kurie der drei Stände herübergekommenen Antrags 
über die Verweiſung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Ueberſicht der Finanz⸗ 
Heinen. an eine Abtheilung. Der Graf zu Stolberg wird den Bericht 
erſtatten. 

Graf Eberhard zu Stolberg: Die Kurie der drei Stände des Ver⸗ 
einigten Landtags hat beſchloſſen, auf verfaſſungsmäßigem Mege Sr. Maj. 
den König Allerunterthänigſt zu bitten: „Allergnädigſt zu geftatten, daß der 
Haupt⸗Finanz⸗Etat und die Ueberſicht der Finanz⸗Verwaltung einer Abthei⸗ 
lung zur Berichterſtattung an das Plenum behufs Information deſſelben im 
Sinne des §. Il der Verordnung vom 3. Februar d. J. überwieſen werden. 
Das Gutachten der Abtheilung der Herren-Kurie für verſchiedene Gegenſtände 
iſt nun folgendermaßen ausgefallen: Der der Abtheilung zur Berichterſtattung 
überwieſene Beſchluß der Kurie der drei Stände, auf verfaſſungsmäßigem 
Wege Se. Maj. den König allerunterthänigſt zu bitten: Allergnädigſt zu ge⸗ 
ſtatten, daß der Haupt⸗Finanz⸗Etat und die Ueberſicht der Finanz⸗Verwal⸗ 
tung einer Abtheilung zur Berichterſtattung an das Plenum, behufs Infor 
mirung deſſelben im Sinne des §. II der Verordnung vom 3. Februar a. e. 
überwieſen werden, läßt vor allen Dingen verſchiedene Zweifel darüber auf⸗ 
kommen, wohin eigentlich die beſchloſſene Bitte geht, was ihre Tendenz und 
Abſicht iſt. Man wird die Petition der Kurie der drei Stände dahin auf⸗ 
zufaſſen haben, daß fie innerhalb der durch das Geſchäfts-Reglement beſtimm⸗ 
ten Formen, für die Berathungen und Verhandlungen des Vereinigten Land⸗ 
tages, den Weg durch Se. Maj. erbitten will, auf dem ſich der Landtag die 
Information über die Lage des Staatshaushaltes und über die Finanz⸗Ver⸗ 
waltung gewinnen ſoll, zum Zweck deren die Vorlegung des Haupt⸗Finanz⸗ 
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Etats und die Ueberſicht der Finanz- Verwaltung im §. 11 angeordnet worden 
iſt. Wäre man alſo über die Tendenz der Bitte im Klaren, ſo bleibt noch 
zweifelhaft, ob die Abſicht dahin geht, daß die oft gedachten Schriftſtücke 
einer aus dem Herrenſtande und den übrigen Ständen gemeinſchaftlich zuſam⸗ 
mengeſetzten Abtheilung zur Berichterſtattung an das Plenum der Vereinigten 
Kurien oder zweien, aus jeder Kurie beſonders gebildeten Abtheilungen zur 
Bericht⸗Erſtattung an das Plenum jeder einzelnen Kurie behufs Informirung 
derſelben im Sinne des §. 11 überwieſen werden ſolle. Schon nach gewöhn⸗ 
lichen grammatiſchen und logiſchen Auslegungs-Regeln wird man aber an⸗ 
nehmen müflen, daß die Verweiſung an eine Abtheilung der einzelnen Kurien 
und Verichterſtattung der Abtheilung an das Plenum der betreffenden Kurie 
emeint iſt, und daß folglich die Kurie der drei Stände wohl nicht der Ans 
t geweſen iſt, die von beiden Kurien gemeinſam vorzunehmende Berathung 
über die deutliche Beſtimmung des §. 14 der Verordnung vom 3. Februar 
a. c. hinaus noch auf Gegenſtände ausdehnen zu wollen, die nicht dahin ge⸗ 
wieſen ſind. Nachdem ſo der eigentliche Sinn der Bitte der Drei-Stände⸗ 
Kurie ins Klare gefegt worden, glaubt die Majorität — 9 gegen 3 — der Ab⸗ 
theilung derſelben beitreten und die hohe Kurie auffordern zu müſſen, ein 
Gleiches zu thun und dem Petitions-Antrage der Kurie der drei Stände mit 
folgender Modifikation beizutreten: daß Se. Maj. allerunterthänigſt gebeten 
werde, es Allergnädigſt zu geſtatten, daß der Haupt- Finanz⸗Etat und die 
Ueberſicht der Finanz⸗Verwaltung einer Abtheilung jeder Kurie zur Berichte 
erſtattung an das Plenum derſelben behufs Inſormirung der Kurien im 
Sinne des F. 11. der Verordnung vom 3. Februar a. c. überwieſen werde. 

Marſchall: Ich eröffne die Berathung. FR 

Finanz Minifter v. Düesberg: Rach der Beſtimmung im §. 11 der 
Verordnung wegen der Bildung des Vereinigten Landtages ſollen demſelben 
der Haupt⸗Finanz⸗Etat und eine Ueberſicht des Staatshaushaltes zur Infor⸗ 
mation vorgelegt werden, jedoch nur in den Fällen, wenn es ſich handelt, 
entweder um eine neue Anleihe oder um eine ſolche Veränderung in der be⸗ 
ſtehenden Steuer⸗Verfaſſung, welche entweder eine Erhöhung der beſtehenden 
Steuern oder eine neue Steuer zum Gegenſtande hat. Es ſteht alſo die 
Vorlegung des Haupt⸗Finanz⸗Etats, jo wie die Ueberſicht des Staatshaus⸗ 
haltes, in genaueſtem Zuſammenhange mit den Propofitionen wegen Finanz⸗ 
fragen; und es iſt der Zweck: durch dieſe Vorlage die Verſammlung in den 
Stand zu ſetzen, ein ÜUrtheil darüber zu fällen, ob es nothwendig ſei, mit 
einer Anleihe oder mit einer Erhöhung der Steuern oder mit einer neuen 
Steuer vorzugehen. Es ſind dieſe Mittheilungen des Staatshaushaltes und 
des Finanz⸗Etats keine ſelbſtſtändigen Vorlagen, ſondern ſie ſind Mittheilun⸗ 
gen, welche die Beſtimmung haben, behufs gewiſſer Propofitionen den Ver⸗ 
einigten Landtag in den Stand zu ſetzen, über dieſelben ſelbſtſtändig ein wohl 
motivirtes Urtheil zu fällen. Ueber dieſe Propofitionen ſelbſt hat nur eine 
Verſammlung der Vereinigten beiden Kurien zu berathen und eine Erklärung 
abzugeben. Es kann alſo auch die Information, welche nothwendig iſt, um 
ein Urtheil darüber zu fällen, ob die Propoſition anzunehmen ſei oder nicht, 
auch nur den Vereinigten Kurien ertheilt werden. Man würde, glaube ich, 
über den Zweck und auch über die Abſicht des Geſetzes hinausgehen, wenn 
man eine ſolche Information mittelſt einer Berathung in getrennten Kurien 
bewirken wollte. Die Information iſt beſtimmt für die Verſammlung der 
Vereinigten Kurien, urd alfo muß die Angelegenheit wegen dieſer Information 
als eine ſolche behandelt werden, welche beide Kurien gemeinſchafklich betrifft. 
Daher entſpricht meines Erachtens der Antrag, daß in jeder Kurie von einer 
beſonderen Abtheilung der Finanz⸗Etat und die Ueberſicht des Staatshaushalts 
durchgeſehen werden, um die erforderliche Information behufs Prüfung der 
Finanz⸗Propoſitionen zu verſchaffen, nicht dem Sinne des Geſetzes So wie 
dieſe Propoſitionen ſelbſt lediglich beſtimmt ſind für die Verſammlung der 
Vereinigten Kurien, eben ſo muß jede Information und jede Vorbereitung 
in dieſer Beziehung lediglich als Gegenſtand der Vereinigten Kurien angeſe⸗ 
hen werden; die einzelnen Kurien können in dieſer Materie nicht abgeſondert 
handeln. Es iſt dies um ſo nothwendiger, als die Frage, ob eine Anleihe 
nothwendig ſei, ob eine neue Steuer einzuführen ſei? in verſchiedenen Rich⸗ 
tungen eine Prüfung der Finanzlage des Staates erfordert. 

Graf Arnim: Ich knüpfe an das, was wir in dem ſo eben vernom⸗ 
menen Vortrage gehört haben und was meine Anſicht über die Abſicht Sr. 
Majeſtät bei Erlaß der Verordnung vom 3. Februar, 10 wie meine Anſicht 
über die Meinung der Regierung beſtätigt, einige Bemerkungen. Nämlich 
in den Fällen, wo das Geſetz dem allgemeinen Landtage eine Information 
über den Finanz⸗Etat und die Ueberſicht des Staatshaushaltes vorſchreibt, 
wird gewiß mit vieler Offenheit dem Landtage gegenüber verfahren werden 
ſollen. Dieſe meine Erwartung iſt durch den Herrn Landtags-Kommiſſar und 
den Herrn Finanz⸗Miniſter beſtätigt worden. Daß dies eine ſehr willkom⸗ 
mene und für die Entſcheidung der gegenwärtigen Frage einflußreiche Erklä⸗ 
rung iſt, iſt unzweifelhaft, und danach eben fo unzweifelhaft, daß, wenn es 
zur Information des hohen Landtages für nöthig erachtet würde, eine ſolche 
durch die Mittheilungen und die Materialien, welche etwa zum vollkommenen 
Verſtändniß nothwendig wären, noch bereitwillig vervollſtändigt werden würde. 

Es iſt ſchon anderen Ortes angedeutet worden, wohin es führen könnte, 
wenn die drei verſchiedenen Abtheilungen für die Verathung der Steuer, für 

ntrahirung der Anleihe und für die Uebernahme der Garantie der Ren⸗ 
n ihrerſeits eine Prüfung des Haushaltes hätten vornehmen wollen; 
es würde dahin führen, daß eine jede von ihnen, wenn ſie ihrer Aufgabe voll⸗ 
ſtändig genügt, ſich derjenigen weitläufigen Arbeit unterziehen muß, welche 
der Herr Finanz⸗Miniſter faſt als unmöglich geſchildert hat. Menn fie dem 
Landtag Rechenſchaft abgeben, wenn fie ſagen fol: Wir halten dafür, daß 
die Steuer zu erheben oder die beſtehende zu erhöhen iſt oder nicht, weil der 
Staatshaushalt ihrer bedarf oder nicht, fo muß fie ihn doch bis in feine tief⸗ 

en Tiefen prüfen und darauf ihr Gutachten gründen. Das würde alſo die 

btheilung thun müſſen, die ſich mit der Steuer zu beſchäftiſen hat; außer⸗ 
dem wird die andere Abtheilung, welche eine Anleihe für die Eiſenbahn zu 
Ben peiten hat, die Frage prüfen und beantworten: iſt der Staatshaushalt in 
der Lage, eine Anleihe Zin 
145 Das Alles ſind Fragen, die auch dieſe Abtheilung erörtern muß. End⸗ 
ich würde z. B. die Abtheilung wegen der Garantie der Rentenbanken dieſel⸗ 
be Prüfung vornehmen müſſen. Es wird alſo die Prüfung und Informa⸗ 
tion hier in drei Abtheilungen ſtattfinden, und jeder derſelben wird die In⸗ 


zu bedürfen, und im Stande, die Zinſen davon zu tra⸗ 


formation gewährt werden müſſen, während doch angeführt iſt, daß fie ein⸗ 
mal vorzunehmen ſchon eine große Arbeit ſei. Das Refultat kann außerdem 
der Art ſein, daß die eine Abtheilung erklärt: der Staatshaushalt iſt in der 
Lage, fo viele Ueberſchüſſe abzuwerſen, daß es nicht nöthig iſt, daß die Steu⸗ 
er erhöht oder eine neue Steuer erhoben wird. Dies wird vorgetragen und 
14 Tage darauf wird von der Abtheilung, welche die Eiſenbahn⸗Anlage zu 
bearbeiten hat, erklärt: der Staatshaushalt findet ſich nicht in der Läge, ir⸗ 
gend noch Laſten zu übernehmen, er iſt bereits nur noch im Gleichgewicht, und 
die Laſten ſind ſo bedeutend, daß wir nicht glauben, dem Landtage eine An⸗ 
leihe empfehlen zu können, indem ſich die Verzinſung nicht beſtreiten laſſen 
würde. Menn nun auf die erſtere Erklärung das Plenum bereits feine Be⸗ 
ſchlüſſe gegründet hätte, ſo würde die zweite ein auf diametral entgegenge⸗ 
fegten Motiven beruhendes Votum im Plenum hervorbringen. Wenn dieſe 
verſchiedenen Gutachten zu gleicher Zeit erfolgten, ſo würde ich keinen ſo gro⸗ 


ßen Uebelſtand darin finden, es wäre möglich, daß zwei verſchiedene Anſich⸗ 


ten ihre Motive geltend machen und einen Beſchluß herbeiführeu. So liegt 
aber die Sache nicht, ſondern die eine Abtheilung bringt nicht ihren Vor⸗ 


ſchlag zu derſelben Zeit an, wie die andere; ſie kommt mehrere Wochen frü⸗ 


her oder ſpäter, und der Landtag hat einmal eine ganz andere Grundlage als 
ſpäter. Ich frage daher, ob dies ein zweckmäßiger Weg iſt, den Landtag über 
den Staatshaushalt zu informiren. 

Die Frage nun, ob der Landtag in getrennten oder vereinigten Kurien 
dies vornehmen ſoll, iſt von dem Herrn Königlichen Kommiſſar dahin beant⸗ 
wortet, daß dies durchaus in den vereinigten Kurien geſchehen muß. Es ift 
dieſer Gegenſtand von der Abtheilung ausführlich erwogen worden; ſie hat 
aber in dem Geſetz keine Veſtimmung finden können, die dies dem Vereinig⸗ 
ten Landtage, d. h. den vereinigten Kurien, zuweiſt. Nach der Anſicht des 
Herrn Landtags-Kommiſſars würden aus demſelben Körper zwei oder drei 
Abtheilungen hervorgehen, die für denſelben Körper verſchiedene Gutachten zu 
verſchiedenen Zeiten geben würden. Die Abtheilung will jedoch nur von jeder 
der beiden Körperſchaften, welche in getrennter Berathung den Vereinigten 
Landtag bilden, eine Abtheilung ernannt ſehen, um dieſe Körperſchaft zu in⸗ 
formiren. Alſo will die Abtheilung die Herren-Kurie durch die Abtheilung 
der Herren-Kurie, die Drei-Stände⸗Kurie durch die Abtheilung der Stände⸗ 
Kurie informiren laſſen. Ob man dies für zweckmäßig halte oder nicht, iſt 
eine Sache für ſich; aber die Abtheilung iſt von der Anſicht geleitet worden, 
daß das Geſetz es nicht anders geſtatte, und wenn dies der Fall iſt, ſo darf 
man nicht um der Zweckmäßigkeit willen davon abweichen. . ; 

Graf v. Sierſtorpff: Seitdem Se. Majeſtät der König den Ständen 
einen ſo weſentlichen Antheil an den Finanzen des Landes eingeräumt hat, 
iſt es natürlich, daß ihnen eine detaillirte Einſicht in die Finanzbücher geſtat⸗ 
tet werden möge. Von einem Mißtrauen gegen die Rechnungs-Behörden 
kann nicht die Rede ſein. Sollte aber dies natürliche Recht uns nicht geſtat⸗ 
tet werden, ſo würde es Veranlaſſung zu abgeſchmackten Gerüchten im Publi⸗ 
kum abgeben. Wir ſind weit entfernt, den hohen Vorrechten der Krone vor⸗ 
greifen zu wollen und über die Größe des Budgets, ſelbſt in feinen Einzel⸗ 
heiten, Aufſtellungen zu machen. Aber es iſt ein großer Unterſchied zwiſchen 
dem Wieviel und wie die Summen verwendet werden, und ſollte ſich in 
dieſer Hinſicht ein Paſſus herausſtellen, der dem Nutzen des Landes nicht 
entſprechend erſchiene, ſo würde gewiß Se. Majeſtät eine Gegenvorſtellung 
hierüber auf dem Wege der Petition anzunehmen geruhen. 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Wenn die Niederſetzung einer beſon⸗ 
deren Abtheilung zum Behuf der Information des Plenums über den Staats⸗ 
haushalt beantragt wird, ſo liegt wohl die Anſicht zum Grunde, daß die 
desfallſigen Vorlagen Alles vollſtandig und detaillirt an die Hand geben ſoll⸗ 
ten; daß aber ein Haupt⸗Finanz⸗Etat keine detaillirte Darſtellung des Staats⸗ 
haushaltes geben könne, liegt klar auf der Hand. Die Finanz⸗Verwaltung 
ſcheut in keiner Weiſe eine genaue Einſicht in ihre Verwaltung, und ich würde, 
wenn Se. Majeſtät es geſtatten möchte, bereitwillig ſehr detaillirte Finanz⸗ 
Etats und Ueberſichten der Finanz-Verwaltung vorlegen. Ich bemerke aber, 
daß dies ein ſehr umfaſſendes Werk ſein würde, welches, wenn es zweckmä⸗ 
fig eingerichtet fein ſoll, eine eigene Bearbeitung erfordert. Ich kann alſo 
nur annehmen, daß man, wo die Vorlagen nicht genügen, die erforderliche 
nähere Auskunft unter Bezeichnung der ſpeziellen Punkte und Zwecke bean⸗ 
tragen müſſe. Wenn eine Abtheilung mit der Prüfung einer Propofition 
über eine Anleihe und eben fo eine andere Abtheilung mit einer Propofition 
über ein neues Finanz⸗Geſetz ſich zu beſchäftigen bat, fo muß fie den Gegen⸗ 
ſtand mit Rückſicht auf die Finanzlage des Staats genau ins Auge faſſen und 
ſich klar zu machen ſuchen, ob und inwiefern es nöthig ſei, nähere Details 
über die Finanz⸗Verhältniſſe zu verlangen oder nicht. Eine dritte Abtheilung, 
die ſich mit jenen Propoſitionen nicht zu beſchäftigen hat, iſt nicht dazu im 
Stande, weil ſie nicht den hierbei zu beachtenden Geſichtspunkt kennt. Sie 
kann alſo die praktiſche Frage, auf die es hierbei ankommt, nicht beantwor⸗ 
ten; ſie hat ſich aber auch andererſeits mit der Frage nicht zu befaſſen, ob 
es nöthig ſei, eine Anleihe zu kontrahiren oder ein neues Steuergeſetz zu er⸗ 
laſſen, weil ihr die Anleihe- und die Steuer-Propoſitionen nicht vorliegen. 
Sollte ſie aber eine ſolche Erklärung abgeben wollen, ſo würde der Abthei⸗ 
lung vorgegriffen werden, die ſich jedoch hauptſächlich mit jenen Propoſitionen 
zu beſchäftigen hat. Giebt ſie aber keine Erklärung darüber ab, ob ein Be⸗ 
dürfniß vorhanden ſei zu einer neuen Steuer oder zu einer Anleihe, dann iſt 


doch das, was ſie ausſpricht, im Grunde nur ein Urtheil über den Staats⸗ 


haushalt im Ganzen, welches nicht in der Stellung des Landtags liegt, wel⸗ 
cher nur die praktiſche Frage ins Auge zu faſſen hat, ob eine Steuer oder 
Anleihe nöthig ſei — Spricht ſich der Landtag blos im Allgemeinen darüber 
aus, ob die Finanzlage des Staats gut oder nicht gut ſei, ohne daran ein 
beſtimmtes praktiſches Reſultat, was doch eigentlich der Zweck iſt, zu knüpfen, 
fo ſcheint mir dies die Ausübung einer Art von Kontrolle des Staatshaus⸗ 
halts zu involviren. 

Marſchall: Die Zeit iſt fo weit vorgerückt, daß es nicht möglich iſt, 
den Gegenſtand zu Ende zu führen, und es muß dies der nächſten Sitzung, 
deren Zeit ich heute noch nicht beſtimmen kann, vorbehalten bleiben. Die 
heutige Sitzung iſt geſchloſſen. . 

(Schluß der Sitzung nach 41 Uhr.) 
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Sitzung der Kurie der drei Stände am 9. Juni. 

(Die Sitzung beginnt Nachmittags 2 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls 
v. Rochow. Der Secretair verlieſt das Protokoll der vorigen Sitzung.) 

Marſchall: Nach einer Benachrichtigung Sr. Excellenz des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſars wird auf Allerhöchſten Befehl Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs bei der Berathung über das rheiniſche Recht der Wirkliche Geheime 
Rath Ruppenthal das Juſtiz⸗Miniſterium vertreten. Aus der ſo eben ge⸗ 
ſchloſſenen Berathung der vereinigten Kurien iſt hervorgegangen, daß mehrere 
Petitionen von dem Herrn Marſchall derſelben zurückgegeben worden ſind; 
ich erſuche die ſechſte Abtheilung, die Vorberathung über dieſelbe zu über- 
nehmen. Es wird ſich dabei fragen, ob die Abtheilung mit der der verei⸗ 
nigten Kurie einverſtanden ſei. Die Petitionen ſelbſt ſind mir noch nicht zu⸗ 
gekowmen. Sobald das geſchieht, werde ich fie mittheilen. 

Abg. Milde: Meine Hetren! Nach den Erklärungen, die wir am 
vorigen Sonnabend gehört und die einen höchſt peinlichen und unerwünſchten 
Eindruck im Publikum hervorgebracht haben, ſcheint es mir Bedürfniß ge⸗ 
worden zu ſein, dieſe Frage ſo bald wie möglich zu erledigen, und zwar in 
der Weiſe, daß der Herr Landtags-Kommiſſar die Befehle des höchſten Ge— 
ſetzgebers in dieſer Beziehung einholen möge und ohne ſchon heute eine 
Erklärung zu geben, dies in ganz offizieller” Weiſe geſchehen möge, um fo 
die Beruhigung zu gewähren, die das Volk im Allgemeinen, namentlich aber 
die Theinehmer der Bank zu erwarten das vollkommene Recht haben. Ich 
glaube jedoch, es wird um fo mehr nöthig fein, daß dieſe Erklärung ſobald 
wie möglich erfolge, als, wie aus den Debatten des vorigen Sonnabends 
hervorgegangen iſt, der Charakter der legalen Währung, welcher bis jetzt den 
Banknoten von dem Publikum bona fide beigelegt, wenn auch nur momen⸗ 
tan, aber doch gebrochen worden iſt. Ohne weiter in die Sache einzugehen, 
deren Wichtigkeit der hohe Landtag gewiß anerkennt, hoffe ich, daß dieſe In⸗ 
terpellation den Herrn Landtags-Kommiſſar veranlaſſen möge, im Interreſſe 
der Krone wiedes Allgemeinen baldmöglichſt eine genügende Loſung dieſer 
höchſt unerwünſchten Angelegenheit im angedeuteten Wege, als dem| allein 
genügenden, herbeizuführen. { 

Landtags-Kommiſſar: Ich bin überzeugt, daß der preußiſche 
Staats⸗Kredit auf zu feſten Baſen beruht, als daß er durch ein Mißver⸗ 
ſtändniß, ſelbſt wenn ſolches die hohe Verſammlung beſchäftigt hat, irgendwie 
erſchüttert werden könnte. Nicht um einer ſolchen angeblichen Gefährdung 
des Staats-Kredits vorzubeugen, ſondern lediglich um diejenigen Zweifel 
authentiſch zu beſeitigen, die in Beziehung auf die unbedingte Annahme der 
Noten der preußiſchen Bank in den öffentlichen Kaſſen hier erhoben wurden, 
ſind Vorkehrungen getroffen, von denen ich hoffe, daß ſie mich noch während 
der heutigen Sitzung in den Stand ſetzen werden, die hohe Verſammlung 
auf das vollſtändigſte zu beruhigen. Deshalb bitte ich dieſen Gegenſtand ſo 
lange ruhen zu laſſen, bis ich im Stande bin, dieſes Verſprechen zu erfüllen. 

Juſtizminiſter Uhden: Ich muß noch Folgendes hinzufügen, daß ich 
nichts dagegen habe, wenn die Depoſital-Kaſſen zu den öffentlichen Kaſſen 
gezählt werden, und um ſo weniger, als überall die nöthigen Mittel vor⸗ 
handen find, um jede Summe, welche zu den Depoſttorien genommen wird, 
jeden Augenblick realiſiren zu können, und eine Unſicherheit ſonſt gar nicht 
zu befürchten iſt. Ich habe mich deshalb auch dem Ankrage angefchloffen, 
zu bitten, daß eine Declaration dahin erlaſſen werde, daß die Depoſttal⸗ 
Kaſſen in dieſer Beziehung zu den öffentlichen Kaſſen gezählt werden. 
Abg. Milde: Ich erlaube mir auf das eben Gehörte ſowohl dem 
Königlichen Herrn Kommiſſar als dem Herrn Miniſter der Juſtiz meinen 
Dank auszuſprechen, indem ich jetzt glaube, daß nach den gehörten Erklä⸗ 
rungen und nach dem, was wir zu erwarten haben, die Zweifel, welche im 
Publikum Platz gegriffen haben, beſeitigt werden dürften 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete Meviſſen hat einen Entwurf der 
alleruntherthänigſten Bitte, betreffend die Einrichtung eines Handels-Mini⸗ 
ſteriums, vorzutragen. 

Abg. Meviſſen: (Lieſt dieſen Entwurf vor.) 

Eine Stimme: Es iſt geſagt worden: „Umwandlung des Handels⸗ 
amtes in ein Miniſterium“ Ich weiß nicht, ob das der eigentliche Sinn 
unſerer Berathung geweſen iſt. Es iſt, glaube ich, die Kreirung eines neuen 
Miniſteriums gewünſcht worden, nicht das, daß das Handelsamt die Behörde 
ſein ſoll, die in ein Miniſterium umgewandelt werden. Ich glaube, das iſt 
der Sinn unſerer Berathung nicht geweſen. 

Abg. v. Auerswald: Ich wollte mir die Frage erlauben, ob in dem 
Beſchluſſe die Worte gebraucht ſind: „und das zur Zeit beſtehende 
Handelsamt“ So viel ich entnommen habe, heißt es: „das Handelsamt 
oder das beſtehende Handelsamt. In den Worten: „das zur Zeit 
beſtehende Handelsamt“ könnte ein Nebenbegriff liegen, denn die hohe Ver- 
ſammlung nicht gemeint hat, der aber doch vielleicht nicht darin gefunden 
werden könnte. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich wollte mir nur im Allgemeinen zu 
bemerken erlauben, daß es ſich hier nicht um eine Petition an des Königs 
Majfeſtät handelt, ſondern nur um ein Konkluſum, wodurch wir der erſten 
Kurie unſere Meinung klar machen. Ich glaube daher, daß es genügt haben 
würde, wenn das Konkluſum fo viel Zeilen enthalten hätte, als es Seiten 
enthält. Trotzdem aber bin ich der Meinung, daß, da die Abtheilung das 
Konkluſum bereus geprüpft hat und nichts Verfängliches darin iſt, wir im 
Interreſſe der Zeiterſparniß es wohl fo ſtehen laſſen können, wie es jetzt ſteht. 

Graf Renard: Ich habe nichts einzuwenden, daß die beiden Worte 
weggelaſſen werden. 

Marſchall: Hat Jemand dagegen etwas einzuwenden, daß die Worte 
„zur Zeit“ wegbleiben? (Wird allgemein verneint.) Sie werden alſo weg⸗ 
geſtrichen werden. Es fragt ſich nun, ob auf ſonſtige Abänderungen beftan- 
den wird? (Wird verneint.) Auf ſonſtige Abänderungen wird alſo vers 
zichtet. (Allgemeine Beiſtimmung.) Dann iſt mit dieſer Abänderung der 
Entwurf genehmigt. Wir kommen num zur Tagesordnung. Der erſte Ge⸗ 
genſtand der Berathung betrifft die Beitragspfuchtigkeit der Dominien zur 
Unterhaltung der Schulhäuſer. Referent iſt Herr Abgeordnete v. Prittwitz. 

Referent v. Prittwitz (lieſt vor): 1 . 

In der Petition wird verlangt, daß die Dominien zu allen Bauten, 
Reparaturen, Erweiterungen und Unterhaltungen der Schulen nach Ver⸗ 
hältniß ihres Beſitzſtandes, ohne Rückſicht, ob fie Baumaterial auf ihren 


Gütern haben oder nicht, beizutragen verpflichtet würden. Herr Referent 
v. Prittwitz führt aus, daß der Gegenſtand in der beſtehenden Geſetzgebung, 
namentlich im Allgemeinen Landrecht Thl II. Tit. 11. §§. 731. 740., ferner 
Thl. II. Tit. 12. §. 36, und 37. ſo wie auch durch das Geſetz vom 21. Juli 
1846, erſchöpft ſei, welches kürzlich der Begutachtung der Provinzial⸗Land⸗ 
tage vorgelegen habe; er beantragt, die Petion den Petenten zurückzugeben 
und ihnen anheim zu ſtellen, ſich mit derſelben an den Provinzial⸗Landtag 
zu wenden. Der anweſende Verwaltungs-Kommiſſarius, Herr Geheimer 
Regierungsrath Brüggemann, giebt Erläuterungen, ſtimmt dem Herrn Res 
ferenten bei und bemerkt, daß die neueren Provinzial⸗Schulordnungen bereits 
entworfen und zur Vorlage an die Provinzial-Landtag bereit wären, und 
werde darinn auch Veranlaſſung gegeben, der Petition Erledigung zu ver⸗ 
ſchaffen. Die Aotheilung beſchließt einſtimmig, das die Petition nur vor 
den Provinzial⸗Landtag gehöre und an denſelben zu verweiſen ſei, womit 
auch der anweſende Herr Antragſteller nur einverſtanden iſt. 

Marſchall: Es fragt ſich, ob unter dieſen Umſtänden die hohe Ver⸗ 
ſammlung die Berathung verlangt! (Viele Stimmen: Nein!) 

Abg. Krauſe aus Schleſien: Ich habe die Bemerkung zu machen, 
daß das Geſetz wegen der neuen Provinzial⸗Schulordnungen recht bald 
emanirt werden möge. | 

Landtags-Kommiſſar: So viel ich verſtanden habe, ging der An⸗ 
trag dahin, daß die neuen Schulordnungen recht bald emanirt werden möchten. 
Dieſerhalb kann ich die Auskunft geben, daß ſie ohne Zweifel dem nächſten 
Provinzial⸗Landtage werden vorgelegt werden. ; 

Abg. Hanſemann: Der Herr Landtags-Kommiflar hat uns gefagt, 
daß dem nächſten Provinzial-Landtage die Schulordnung würde vorgelegt 
werden. Es entſteht alſo nur die Frage, wann der nächſte Provinzial-Land⸗ 
tag ſtaltfinden werd. Da der Turnus deſſelben in dieſem Jahre geweſen 
wäre, fo erlaube ich mir die Frage: Ob uns darüber eine Zuſicherung gege⸗ 
ben werden könne, daß er wenigſtens im nächſten Jahre ſtattfinde? 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich bin natürlich völlig außer Stande, 
darüber eine beſtimmte Zuſicherung zu geben, da die Einberufung von dem 
Entſchluſſe Sr. Majeſtät des Königs abhängt; daß aber das Gouvernement 
die Abſicht habe, ſolche nicht in eine ferne Zukunft hinaus zu verſetzen, und 
namentlich nicht über das künftige Jahr hinaus, kann ich verſichern. 

Marſchall: Verlangt noch Jemand das Wort? (Viele Stimmen: 
Nein.) Wo nicht ſo frage ich, ob der Antrag der Abtheilung angenommen 
werden ſoll? Diejenigen, welche dagegen ſind, bitte ich aufzuſtehen. (Es 
erhebt ſich Niemand, und iſt ſomit der Abtheilungs-Antrag angenommen. 
Der zweite zum Vortrage kommende Gegenſtand betrifft die Anträge auf 
Feſtſetzung eines Straf-Minimums bei Holzdiebſtählen, einer Verjährungs⸗ 
friſt für den dritten Wiederholungsfall und auf andere Modificatioren der 
Strafgeſetze bei Holzdiebſtählen und auf Amneſtie für die zum erſten und 
zweitenmale wegen Waldſrefels verurtheilten oder in Unterſuchung befindlichen 
Individuen. Der Herr Abgeordnete Grabow iſt Referent. 

Referent Herr Abgeordneter Grabow trägt zunächſt die Petitionen der 
Herren Abgeordneten Bruſt, Kayſer und Gries vor und führt dabei aus, daß 
die in derſelben enthaltenen, gleichförmigen Anträge durch den ſchon dem 
Staatsrathe vorliegenden, von den Provinztal⸗Lanptagen bereits berathenen 
Gefeg-Entwurf vom Jahre 1841 erledigt werden würden, daher keine Ver⸗ 
anlaſſung vorliege, um ein neues Geſetz zu bitten, vielleicht könne jedoch dem 
Vereinigten Landtage empfohlen werden, die Beſchleunigung der Emanirung 
jenes dem Staatsrathe vorliegenden Geſetzes von Sr. Majeflät dem Könige 
allerunterthänigſt zu erbitten. Die Verſammlung tritt einſtimmig dieſer An⸗ 
ſicht bei. Hierauf wird die Petition des Abgeordneten Herrn Merkens, be⸗ 
treffend die Amneſtie, vorgetragen; ſie findet in der Verſammlung keine Un⸗ 
terſtützung und wird einſtimmig für nicht geeignet erachtet, bei dem Verei⸗ 
nigten Landtage zur Berückſichtigung empfohlen zu werden. 

Marſchall: Ich frage, ob gegen dieſen Vorſchlag der Abtheilung etwas 


zu erwähnen iſt? (Der Abgeord. v. Steffens meldet ſich um das Wort.) 


Dann frage ich, ob die hohe Verſammlung wünſcht, dieſen Gegenſtand in 
Berathung zu nehmen? Diejenigen, die dafür find, bitte ich aufzuſtehen. 
(Es erheben ſich mehrere Mitglieder.) Der Gegenſtand kommt daher zur 
Berathung. b 
Abg. von Steffens: Hohe Verſammlung! Ich halte es für meine 
Pflicht, in dieſer wichtigen Angelegenheit von meinem Standpunkte aus als 
Forſtmann einige Bemerkungen zu machen. Preußen beſitzt in ſeinen Wal⸗ 
dungen einen ſehr großen Reichthum, die Erhaltung deſſelben iſt ſehr 
wichtig für Ackerbau, Handel und Induſtrie, und namentlich auch jetzt in 
Bezug auf die Eiſenbahnen; denn die Eiſenbahnen verzehren Brennholz und 
brauchen Nutzholz. Die Eiſenbahnen werden durch den erleichterten Trans⸗ 


port dem Holze und dem Waldeigenthum großen Werth geben. 


Abg. Frhr. von Vincke: Nicht leſen! 

Abg. von Steffens: Ich leſe nicht, Herr Abgeordneter; ich habe blos 
das Gutachten vor mir; ich brauche nicht zu leſen! (Der Redner weiſt ſich 
über die Richtigkeit dieſer Behauptung durch Vorzeigung der Druckſchrift aus, 


und der Abgeordnete Frhr. v. Vincke entſchuldigt ſich durch Zeichen.) Die 


Erhaltung der Waldungen hängt zunächſt von einem zweckmäßigen Forſtſtraf⸗ 
gefege ab. Ein ſolches haben wir bis jetzt nicht; wir haben das Geſetz vom 
7. Juni 1821. Dieſes Geſetz iſt nicht vollſtändig und nicht hinreichend, um 
den Wald gegen Frevel zu ſchützen. Die hohe Staats⸗Regierung hat dies 
anerkannt, und zwar dadurch, daß ſie 1841 den ſämmtlichen Provinzialland⸗ 
tagen ein neues Korfi-Strafgefeg über den Holz⸗Diebſtahl zur Begutachtung 
vorgelegt hat. Dieſes neue Geſetz enthält in jeder Beziehung ſehr zweckmä⸗ 
ige Veſtimmungen. Ich habe nur zu bemerken, daß ich in Bezug auf den 
Antrag davon geſprochen habe, daß in demſelben nur von einem Forſt⸗Straf⸗ 
geſetze, aber nicht von einer Forſt⸗Ordnung die Rede iſt. Die hohe Staats⸗ 
Regierung hat allerdings die Vorſicht gehabt, mit dem Forſt⸗Strafgeſetze auch 
eine i den Landtagen vorzulegen. Ich wünſche nur, daß auch 
die Bitte an Se. Maj. den König geſtellt werde, zugleich die Forſt-Ord⸗ 
nung zu emaniren. 2 

Landtags⸗Kommiſſar: Es find beide Geſetze fo weit vorbereitet, daß 
fie nur noch das Plenum des Staatsrathes zu paſſiren haben. 


(Schluß folgt.) 


